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Nachstehend wird das Ergebnis der durchgeführten Gebarungseinschau gemäß 

§ 89 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973), LGBl. 1000, zur Vorlage an den 

Gemeinderat übermittelt. 

Ebenso erfolgte eine stichprobenartige Überprüfung der Abgaben, Steuern und Gebühren. 

 

PRÄAMBEL 

 

Im Zusammenhang mit einer personellen Veränderung im Bereich der Kassenverwaltung 

bzw. Buchhaltungsabteilung wurde die Aufsichtsbehörde von der Stadtgemeinde um 

Durchführung einer Prüfung der Kassenstände, die die Erhebung der finanziellen Lage der 

Stadtgemeinde mitumfassen sollte, ersucht. 

Da eine Überprüfung der Stadtgemeinde ohnedies mittelfristig im Prüfprogramm der 

Aufsichtsbehörde vorgesehen war, wurde diese von Amts wegen (aufgrund des aktuellen 

Prüfansuchens) zeitlich vorgezogen. Dies bedeutet, dass sich die aktuelle Prüfung nicht 
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nur auf eine momentane Bestandsaufnahme der Kassenbestände und Bewertung der 

finanziellen Lage beschränkte, sondern es wurden die Bereiche Gebarung und 

Abgaben/Steuern/Gebühren stichprobenartig geprüft. 

 

Die letzte Prüfung der Aufsichtsbehörde erfolgte im Jahr 2017 in Form einer 

schwerpunktmäßigen Kassenprüfung samt Bewertung der finanziellen Lage. Dazu erging 

der Bericht über die Kassenprüfung vom 20. Oktober 2017 (GZ. IVW3-A-3080801/009-

2017). 

 

Die nunmehrige Prüfung wurde anhand der von der Gemeinde vorgelegten Unterlagen 

und Belege durchgeführt und bezog sich vor allem auf die Gebarungen der Haushaltsjahre 

2022 und 2023. Sie hatte u.a. auch die Umsetzungsmaßnahmen zu den Empfehlungen im 

Bericht über die Kassenprüfung 2017 zum Inhalt mit einer Einstufung der von der 

Stadtgemeinde gesetzten Maßnahmen nach den Kriterien „umgesetzt“, „teilweise 

umgesetzt“ und „nicht umgesetzt“. 

 

Ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die Gebarungseinschau (samt Überprüfung 

im Abgabenbereich) und die in diesem Zusammenhang erfolgte Sichtung von Unterlagen 

bzw. Buchhaltungsdaten stichprobenweise erfolgten. Die aufgelisteten Feststellungen 

stellen daher lediglich einen Überblick über die Gemeindeverwaltung (einschließlich 

Hoheitsverwaltung im Bau- und Abgabenrecht samt Einhebung) dar. Arbeitsweisen der 

Verwaltung, welche nicht unmittelbar im Prüfbericht beanstandet werden, können, 

aufgrund der Stichprobenprüfung, daher nicht per se als „frei von Fehlern“ bzw. als 

rechtmäßig betrachtet werden. 

Zu der nachrichtlichen Anführung des Vermögens auf Basis des Rechnungsabschlusses 

2023 unter Berichtspunkt 4.11. wird festgehalten, dass daraus nicht geschlossen werden 

darf, dass damit die Vermögenserfassung und Vermögensbewertung einer Überprüfung 

unterzogen wurde.  

 

Aufgrund der vor Kurzem erfolgten personellen Veränderung in der Gemeindeverwaltung 

stand den Prüforganen die bisherige Kassenverwalterin, die nicht mehr dem Dienststand 

der Stadtgemeinde angehört, nicht als wichtige Auskunftsperson zur Verfügung und war 

der Ablauf der Gebarungseinschau daher zwangsläufig erheblich erschwert. Die im 
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Folgenden getroffenen Feststellungen beruhen auf Informationen, die von der 

Gemeindeverwaltung zur Verfügung gestellt wurden. 

 

Die im nachstehenden Bericht enthaltenen Feststellungen, Hinweise und Empfehlungen 

wurden am Ende der Prüfung mit den Gemeindevertretern in einer Schlussbesprechung 

besprochen. 

 

Das Prüfungsergebnis gliedert sich wie folgt (INDEX): 

 

1. STELLUNGNAHME DER STADTGEMEINDE ZUM BERICHT ÜBER DIE 

KASSENPRÜFUNG 2017 

1.1. Umgesetzte Empfehlungen 

1.2. Teilweise umgesetzte Empfehlungen 

1.3. Nicht umgesetzte Empfehlungen 

2. GEMEINDEHAUSHALT 

2.1. Kassenbestandsaufnahme 

2.2. Zeichnungsordnungen/Unterschriftenprobenblätter; Kassenverwaltung 

2.3. Verzinsung der liquiden Mittel; Kassenkredit 

2.4. Haushaltsführung 

2.4.1. Außer- und überplanmäßige Mittelverwendungen 2023 bzw. 2024 

2.4.2. Mittelverwendungen beim Vorhaben Straßenbau (5/612-0020) 

2.5. Feststellungen zum Rechnungsabschluss 2023 

2.5.1. Haushaltspotential 2023 – Notwendige Korrektur 

2.5.2. Nachweis der Investitionstätigkeit 

2.5.3. Nachweis der liquiden Mittel 

2.5.4. Nachweis über Rücklagen und Zahlungsmittelreserven 

2.6. Gemeindeeinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen 

2.6.1. Volkshochschule, Ansatz 270 

2.6.2. Stadtbücherei, Ansatz 273 

2.6.3. Musikschule, Ansatz 320 

2.6.4. Museen, Ansatz 360100 

2.6.5. Sonstige Märkte, Ansatz 828 

2.6.6. Bestattung, Ansatz 888 

2.6.7. Müllbeseitigung, Ansatz 852 
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2.7. Sonstige Feststellungen – Pachtzins landwirtschaftliche Flächen 

2.8. Nicht voranschlagswirksame Gebarung 

2.9. Zuständigkeit der Gemeindeorgane 

2.10. Sitzungsprotokolle des Gemeinderates 

2.11. Prüfungsausschuss 

3. VERWALTUNGSVERFAHREN (Bauverwaltung und Abgaben) 

3.1. BAUVERFAHREN 

3.1.1. Akten- und Fristverwaltung 

3.1.2. Verwaltungsabgaben und Kommissionsgebühren 

3.2. ABGABEN (Steuern und Gebühren) 

3.2.1. Aufschließungsabgabe 

3.2.2. Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

3.2.3. Friedhof 

3.2.4. Kommunalsteuer 

3.2.5. Gebrauchsabgabe 

3.2.6. Hundeabgabe 

3.3. ABGABENEINHEBUNG 

3.3.1. Mahnwesen 

3.3.2. Zahlungserleichterungen 

3.4. SONSTIGE FESTSTELLUNGEN 

3.4.1. Innere Organisation 

4. FINANZLAGE 

4.1. Haushaltspotential 

4.1.1. Haushaltspotential - Begriffserklärungen 

4.1.2. Kumuliertes Haushaltspotential – Entwicklung 

4.1.3. Jährliches, verfügbares und kumuliertes Haushaltspotential laut 

1. Nachtragsvoranschlag 2024 

4.2. Kreditfähigkeit, Finanzspitze 

4.2.1. Finanzspitze - Begriffserklärung 

4.2.2. Finanzspitze laut 1. Nachtragsvoranschlag 2024 

4.3. Entwicklung der eigenen Steuern, Ertragsanteile sowie Umlagen, 

Bedarfszuweisungen I 

4.4. Schulden 

4.5. Haftungen 
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4.6. Leasingverbindlichkeiten 

4.7. Energiekosten 

4.8. Personalkosten 

4.9. Freiwillige Leistungen 

4.10. Mittelfristiger Finanzplan 2024-2028 

4.11. Vermögen der Gemeinde per 31.12.2023 

4.12. Finanzwirksame Rücklagen 

4.13. Finanzielle Lage - Resümee 

 

 

 

1. STELLUNGNAHME DER STADTGEMEINDE ZUM BERICHT ÜBER DIE 

KASSENPRÜFUNG 2017 

 

Der Bericht vom 20. Oktober 2017 wurde vom Gemeinderat in einer Sitzung am 

14. Dezember 2017 behandelt und zur Kenntnis genommen. Die von der Gemeinde auf 

Grund des Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen wurden der 

Aufsichtsbehörde (gemäß § 89 Abs. 2 NÖ GO 1973) in einer Stellungnahme des 

damaligen Bürgermeisters vom 27. Juni 2018 mitgeteilt. 

 

Anhand der angeführten Stellungnahme der Stadtgemeinde sowie neuerlicher 

Erhebungen vor Ort wurde im Zuge der nunmehrigen Gebarungseinschau überprüft, ob 

und inwieweit die Empfehlungen der Aufsichtsbehörde tatsächlich umgesetzt wurden. 

 

1.1. Umgesetzte Empfehlungen 

 

 Die Empfehlungen zur Neuverhandlung der Konditionen bei den Girokonten wird 

laut Stellungnahme der Stadtgemeinde laufend umgesetzt. 

 

Aus den aktuellen Zinssätzen im Bereich der liquiden Mittel kann geschlossen 

werden, dass die Stadtgemeinde stets bestrebt ist die Girokontokonditionen neu zu 

verhandeln und im Speziellen die Zinserträge insbesondere durch 

Festgeldvereinbarungen zu optimieren (siehe Berichtspunkt 2.3.). 
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1.2. Teilweise umgesetzte Empfehlungen 

 

 Die Barbestände werden von den kassenführenden Bediensteten bei Umsätzen 

täglich geprüft. Die Übernahme ins Hauptbuch erfolgt gemäß Mitteilung der 

Gemeindeverwaltung nach wie vor wöchentlich und nicht täglich. Dies wird von der 

Gemeindeverwaltung damit begründet, dass bei sechs Barzahlwegen ein kürzeres 

Übernahmeintervall abwicklungstechnisch nur eingeschränkt umsetzbar ist. 

 

Es wird empfohlen den Zeitraum der Übernahme der einzelnen 

Barkassen ins Hauptbuch zu verkürzen. 

 

1.3. Nicht umgesetzte Empfehlungen 

 

 Im Bereich des Electronic Bankings wurde das CardTan-Verfahren zur 

Autorisierung von Überweisungen beim Bestattungs-Girokonto auch nach der 

Prüfung 2017 in der beschriebenen Weise nicht vollumfassend richtig angewendet. 

Gemäß Stellungnahme der Stadtgemeinde wurden zwar offensichtlich neue PIN-

Codes beantragt, jedoch hat sich - gemäß aktueller Mitteilung der 

Gemeindeverwaltung - nichts an der damals festgestellten Vorgangsweise bei der 

Autorisierung der Überweisungen geändert. 

 

In diesem Zusammenhang wurde von der Gemeindeverwaltung vorgebracht, dass 

das Autorisierungsverfahren in Kürze auf das so genannte SMS-TAN-Verfahren 

umgestellt werden wird.  

 

Die diesbezüglichen Empfehlungen aus dem Jahr 2017, dass die 

individuellen PIN-Codes den anderen Verfügungsberechtigten 

nicht mitgeteilt werden sollten und dass die Autorisierung der 

Bankkarte (mittels Eingabe des PIN-Codes am Lesegerät) von 

jedem Verfügungsberechtigten selbst vorgenommen werden 

sollte, bleiben weiterhin aufrecht und wäre eine Umsetzung 

notwendig. 
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Da bei der Umsetzung des CardTAN-Verfahrens offensichtlich 

von der Gemeindeverwaltung keine vollumfassend richtige 

Vorgangsweise gewährleistet werden kann, wäre das 

Autorisierungsverfahren - wie beabsichtigt - auf das SMS-TAN-

Verfahren umzustellen. 

 

 

 

2. GEMEINDEHAUSHALT 

 

2.1. Kassenbestandsaufnahme 

 

Die durchgeführte Kassenbestandsaufnahme ergab Übereinstimmung beim Vergleich 

zwischen dem Kassensoll- und dem Kassenistbestand. 

Über diese Kassenbestandsaufnahme wurde eine Niederschrift verfasst, von der eine 

Ausfertigung bei der Stadtgemeinde belassen wurde. 

 

Im Zuge der Kassenprüfung wurde jedoch bei zwei Zahlwegen (RA=Raiffeisen 

Regionalbank Gänserndorf und RL912=Rücklage Allgemein) festgestellt, dass 

versehentlich vergessen wurde verrechnete Kontoumsätze des 1. Halbjahres 2024 zu 

verbuchen. Für diese fehlenden Buchungen wurden von der Gemeindeverwaltung 

Buchungsbelege erstellt und sodann in der Kassenbestandsaufnahme als ungebuchte 

Belege berücksichtigt. Letztendlich konnte Übereinstimmung bei allen Zahlwegen 

festgestellt werden. Die fehlenden Buchungen wurden von der Gemeindeverwaltung im 

Zuge der Kassenprüfung umgehend nachgeholt. 

 

2.2. Zeichnungsordnungen/Unterschriftenprobenblätter; Kassenverwaltung 

 

Die Zeichnungsordnungen zu den Geldkonten bei den Kreditinstituten 

(Unterschriftenprobenblätter) wiesen durchgängig entsprechende Doppelzeichnungen im 

Sinne § 76 Abs. 4 NÖ GO 1973 auf, jedoch wurden sie bis zum Ende der 

Gebarungseinschau noch nicht auf die jüngst erfolgte personelle Veränderung im Bereich 

der Kassenverwaltung angepasst (siehe Präambel des Prüfberichts). Die Banken wurden 

zwar laut Mitteilung der Amtsleitung umgehend mündlich über den Wegfall der 
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Zeichnungsermächtigung für die bisherige Kassenverwalterin in Kenntnis gesetzt, jedoch 

liegen bis dato noch keine aktualisierten Unterschriftenprobenblätter vor. 

 

In Absprache mit den Kreditinstituten ist die Aktualisierung der 

Unterschriftenprobenblätter umzusetzen. 

 

Auch wird daran erinnert, dass vom Gemeinderat ein neuer 

Kassenverwalter zu bestellen ist (vgl. § 80 Abs. 1 NÖ GO 1973). 

  

2.3. Verzinsung der liquiden Mittel; Kassenkredit 

 

Die liquiden Mittel wiesen zum Zeitpunkt der Gebarungseinschau folgende Stände und 

Verzinsungen auf: 

 

Bankkonto (BK) / 
Zahlungsmittelreserve 

(ZMR) 

IBAN / 
Kontonummer 

Institut 
Saldo 
aktuell 

SOLL 
in % p.a. 

HABEN 
in % p.a. 

Anmerkung 

BK AT531200000453500215 UniCredit Bank Austria AG 54.614,92 4,758 0,125   

BK AT211200000453500209 UniCredit Bank Austria AG 1.636.634,58 4,758 0,125 

Kassenkredithöhe 
4.274.900,--; 

3-Monats-Euribor 
+ 0,85 % p.a. 

Aufschlag 

BK AT363209200000040006 Raiffeisenbank 29.511,47 5,625 0   

BK AT083209200000000158 Raiffeisenbank 117.951,34 5,625 0   

Summe BK     1.838.712,31       

ZMR 10008263898 UniCredit Bank Austria AG 388.816,00 - 3,37 
Festgeld Laufzeit 

13.06.2024 - 
13.09.2024 

ZMR AT353209209100000158 
Raiffeisen Regionalbank 
Gänserndorf 

53.423,67 - 0,50 Online Sparen 

ZMR AT755300008155703203 HYPO NOE Landesbank 1.000.000,00 - 3,84 
Festgeld Laufzeit 

17.06.2024 - 
17.12.2024 

Summe ZMR     1.442.239,67       

 

 

Da die Stadtgemeinde bisher eine gute Liquidität aufweist, kommen bis dato in der Regel 

keine Sollzinsen zum Tragen. Nichtsdestotrotz hat die Stadtgemeinde beim 

Hauptgirokonto einen Kassenkredit für etwaige Liquiditätsengpässe eingerichtet, diesen 

Rahmen vorausschauend (aufgrund der sich im Mittelfristigen Finanzplan abzeichnenden 

Liquiditätsengpässen) erst im Februar 2024 auf die gesetzliche Höchstgrenze angepasst 

und den Sollzinssatz neu verhandelt. 
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Es wird der Gemeindeverwaltung generell empfohlen weiterhin 

die Girokontokonditionen immer laufend zu beobachten, um 

jederzeit auf nachteilige Änderungen bzw. Entwicklungen 

reagieren zu können. 

 

Es wären im Hinblick auf die vorliegende Nullverzinsung bei den 

Bankkonten bei der Raiffeisenbank Verhandlungen mit dem 

Geldinstitut im Hinblick auf Anhebung der Habenverzinsungen 

aufzunehmen. 

 

Weiters wäre zu versuchen in Verhandlungen eine etwaige 

Anhebung der Habenverzinsung beim Hauptgirokonto bei der 

Unicredit Bank Austria AG zu erreichen bzw. eine Anhebung in 

regelmäßigen Abständen neu zu verhandeln. 

 

Beim Hauptgirokonto bei der UniCredit Bank Austria AG wurde per 15.02.2024 mit dem 

Bankinstitut ein Kassenkredit in Höhe von € 4.274.900,-- vereinbart. Dieser Wert liegt 

innerhalb der vom 1.1. bis 31.12.2024 gültigen gesetzlichen Höchstgrenze (vgl. § 79 NÖ 

GO 1973) im Ausmaß von 16 % der Erträge des Ergebnisvoranschlages des 

Voranschlages 2024 als auch des mittlerweile beschlossenen 1. Nachtragsvoranschlages 

2024, d.s. € 4.274.912,-- bzw. € 4.289.264,--. 

 

Es wird daran erinnert, dass auf Basis der Erträge des künftigen 

Ergebnisvoranschlages 2025 sodann gemäß § 79 NÖ GO 1973 

eine aller Wahrscheinlichkeit notwendige Senkung auf den vom 

1.1.2025 bis 31.12.2025 gültigen Höchstsatz von dann 14 % 

mittels Änderung der Kassenkrediturkunde vorzunehmen wäre. 
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2.4. Haushaltsführung 

 

2.4.1. Außer- und überplanmäßige Mittelverwendungen 2023 bzw. 2024 

 

Laut dem vorliegenden Rechnungsabschluss 2023 kam es im Jahr 2023 zu nachfolgend 

angeführten außer- und überplanmäßigen Mittelverwendungen (RA Überschreitungen ab 

€ 10.000,--, operative und investive Gebarung): 

 

 

 

Vom Gemeinderat der Stadtgemeinde Deutsch-Wagram wurde am 13. Juni 2024 der 

1. Nachtragsvoranschlag 2024 beschlossen. Wie aus dem vorliegenden 

HHST Gebarung  1. NTVA 2023 RA 2023 Überschreitung 

1/0160-6180 Instandhaltung  30.000,00  85.187,90   55.187,90 

1/2110-6140 Instandhaltung Gebäude  25.000,00  38.913,73  13.913,73 

1/2110-7292 Betriebs- und Verwaltungskosten Schulallee 2  67.900,00  89.443,16  21.543,16 

1/2111-7290 Betriebs- und Verwaltungskosten Schulallee 2  74.500,00  94.570,77  20.070,77 

1/2120-6180 Instandhaltung - Sonstige Anlagen  12.000,00  22.206,91  10.206,91 

1/2120-7050 Operating Leasing 248.000,00 328.321,39  80.321,39 

1/2120-0420 Betriebsausstattung  10.000,00  22.010,40  12.010,40 

1/2190-5110 
Geldbezüge. der Vertragsbediensteten in 
handwerklicher Verwendung  34.400,00  56.744,84  22.344,84 

1/2406-4300 Lebensmittel  21.000,00  41.968,10  20.968,10 

1/2407-4300 Lebensmittel  21.000,00  32.301,53  11.301,53 

1/3200-5100 Geldbezüge der Vertragsbediensteten der Verwaltung  490.400,00 500.604,56  10.204,56 

1/8160-6190 Instandhaltung  80.000,00 150.031,72  70.031,72 

5/8160-0500 Ausbau Instandsetzung öffentliche Beleuchtung  40.000,00  62.308,93  22.308,93 

1/8170-5100 Geldbezüge der VB in handwerklicher Verwendung  23.600,00  35.998,28  12.398,28 

1/8200-4000 Geringwertige Wirtschaftsgüter   15.000,00  34.594,79  19.594,79 

1/8200-5100 Geldbezüge der VB in handwerklicher Verwendung  537.100,00 578.083,53  40.983,53 

1/8200-6170 Instandhaltung - Fahrzeuge, Maschinen 100.000,00 124.866,07  24.866,07 

1/8200-0200 Maschinen und maschinelle Anlagen   10.000,00  28.364,73  18.364,73 

5/8400-0010 Grundstücke Erwerb             0,00 215.404,28 215.404,28 

5/8509-0040 Wasser - und Abwasserbauten und- Anlagen  278.500,00 308.590,00  30.090,00 

1/8510-7280 Firmen Leistungsentgelte  100.000,00 133.148,58  33.148,58 

1/8510-0040 Wasser - und Abwasserbauten und- Anlagen  100.000,00 147.203,50  47.203,50 

1/8510--0200 Maschinen und maschinelle Anlagen  20.000,00  33.731,93  13.731,93 

1/8520-7280 Bauschutt            0,00  25.887,93  25.887,93 

1/8710-7283 Wärme 108.000,00 164.326,56  56.326,56 

1/8880-4130 Särge           0,00  38.554,00  38.554,00 

1/8880-6140 Gebäude - Instandhaltung    27.000,00  38.455,65  11.455,65 
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Zwischenrechnungsabschluss (mit Stand per 4.7.2024) ersichtlich ist, kam es bereits 

Anfang Juli 2024 fallweise zu außer- und überplanmäßigen Mittelverwendungen (RA 

Überschreitungen ab € 10.000,--, operative und investive Gebarung): 

 

 HHST Gebarung  1. NTVA 2024 

Zwischen-
rechnungs-
abschluss 
(Stand per 
4.7.2024 

Überschreitung 

1/0160-6180 Instandhaltung    5.000,00  65.479,53 60.465,83 

1/2150-5110 Geldbezüge der VB in handwerklicher Verwendung           0,00  47.754,10 47.754,10 

1/2192-6000 Strom           0,00  21.506,20 21.506,20 

1/2192-6140 Gebäude Instandhaltung            0,00  51.747,07 51.747,07 

1/2192-7110 
Gebühren für die Benützung von 
Gemeindeeinrichtungen 

          0,00  16.783,51 16.783,51 

1/5101-5100 Geldbezüge. der Vertragsbediensteten             0,00  49.484,33 49.484,33 

1/5101-5690 Sonstige Nebengebühren            0,00  10.783,71 10.783,71 

1/5101-5820 Sonst. Dienstgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit             0,00  12.534,18 12.534,18 

1/8500-6120 Instandhaltung von Gebäuden und Bauten 110.000,00 124.922,39 14.621,02 

1/8500-0400 Fahrzeuge   46.400,00   92.443,92 45.916,80 

1/8880-4130 Särge             0,00  28.389,84 28. 389,84 

 

Vorhergehende Bedeckungsbeschlüsse sämtlicher angeführter außer- und 

überplanmäßiger Mittelverwendungen in den Jahren 2023 bzw. 2024 (mit Stand 4.7.2024) 

durch den Gemeinderat erfolgten generell nicht. 

 

Gemäß § 75 Abs. 1 NÖ GO 1973 sind Mittelverwendungen, die 

im Voranschlag nicht vorgesehen sind (außerplanmäßige 

Mittelverwendungen) oder die dessen Ansätze übersteigen 

(überplanmäßige Mittelverwendungen) oder Zweckänderungen 

der veranschlagten Mittelverwendungen nur zulässig, wenn sie 

unvermeidlich sind und vom Gemeinderat genehmigt wurden. 

 

Gemäß § 75 Abs. 2 leg. cit. dürfen Anträge, deren Annahme 

außer- bzw. überplanmäßige Mittelverwendungen auslösen, nur 

gestellt werden, wenn gleichzeitig die Bedeckung für diese 

Mittelverwendungen vorgeschlagen wird. Beschlüsse dieser Art 

dürfen nur gefasst werden, wenn gleichzeitig für die Bedeckung 

vorgesorgt wird. 
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Bei unvorhersehbaren zwingenden Ausgaben, die im 

Voranschlag nicht vorgesehen sind (außerplanmäßige 

Mittelverwendung) oder den Voranschlag überschreiten 

(überplanmäßige Mittelverwendung), hat der Bürgermeister vor 

ihrer Leistung (Anordnung) einen Beschluss des Gemeinderates 

zu erwirken. In Fällen äußerster Dringlichkeit bei Gefahr im 

Verzug, wenn die Einholung des Gemeinderatsbeschlusses 

nicht rechtzeitig möglich ist, kann der Bürgermeister die 

dringend notwendigen Mittelverwendungen anordnen. Er muss 

jedoch in der nächstfolgenden Sitzung die Genehmigung des 

Gemeinderates einholen oder einen Nachtragsvoranschlag 

beantragen (§ 76 Abs. 5 leg.cit.). 

 

Zur Verhinderung von Budgetüberschreitungen wird empfohlen, 

bei der Voranschlagserstellung (insbesondere der Erstellung 

von Nachtragsvoranschlägen) höchstes Augenmerk auf die 

Festsetzung des Voranschlagsbetrags jeder einzelnen 

Haushaltsstelle zu legen, um den Budgetgrundsätzen der 

Vollständigkeit und Genauigkeit zu entsprechen. 

 

2.4.2. Mittelverwendungen beim Vorhaben Straßenbau (5/612-0020)  

 

Nachfolgend eine Zusammenfassung über die in den Jahren 2022 bis 2024 vom 

Gemeinderat jährlich vergebenen Straßenbauaufträge; die budgetäre Sicherstellung der 

Finanzierung, die sich im Vergleich zwischen den Auftragsvergaben und der bisher 

sichergestellten Finanzierung ergebende Differenz: 

Jahr 
Auftragsvergaben 

Straßenbau in 
Summe inkl. MWSt. 

Budgetäre 
Sicherstellung der 

Finanzierung 
(Voranschlagsbetrag) 

Differenz 

geleistete Zahlungen lt. 
RA/bzw. Zwischen-

rechnungsabschluss 
Stand per 4.7.2024 

2022 645.247,89 760.000,00 -114.752,11 1.026.019,91 

2023 705.843,53 914.800,00 -208.956,47 911.079,70 

2024 mit 
Stand 
04.07. 

225.693,01 932.900,00 -702.206,99 429.027,56 
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Wie aus der obigen Aufstellung ersichtlich ist, finden die in den Jahren 2022 bis 2024 vom 

Gemeinderat erfolgten Auftragsvergaben für den Straßenbau jeweils im Voranschlag ihre 

Deckung. Die jährlich vom Gemeinderat vergebenen Straßenbauaufträge und damit 

verbundenen Angebotssummen liegen somit unter dem dafür veranschlagten 

Budgetrahmen. Daraus ergibt sich in der Aufstellung eine negative Differenz. 

 

Beim Vergleich zwischen Voranschlagsbetrag und den geleisteten Zahlungen liegen im 

Haushaltsjahr 2022 überplanmäßige Mittelverwendungen in Höhe von € 266.019,91 vor. 

Dazu wird jedoch festgehalten, dass diese überplanmäßigen Mittelverwendungen auf die 

Begleichung von Rechnungen von bereits im Jahr 2021 (durch den Gemeinderat) 

vergebenen Straßenbauarbeiten zurückzuführen sind und dass diese überplanmäßigen 

Mittelverwendungen im RA2022 mit Eigenmitteln in Form von Zuweisungen aus der 

operativen Gebarung bedeckt werden konnten.  

 

2.5. Feststellungen zum Rechnungsabschluss 2023 

 

2.5.1. Haushaltspotential 2023 – notwendige Korrektur 

 

Zur automationsunterstützten Ermittlung des Haushaltspotentials (HP) wird festgehalten, 

dass das HP nur dann richtig gerechnet werden kann, wenn die Buchungen auf den 

richtigen Kontengruppen erfolgen und die richtigen Projektcodes (PC) vergeben werden. 

Diesbezüglich wird auf die Erläuterungen unter dem Berichtspunkt 4.1. hingewiesen. 

 

Es wurde im konkreten Fall der Stadtgemeinde Deutsch-Wagram festgestellt, dass es im 

Rechnungsabschluss 2023 zu zwei Mängeln in diesem Bereich gekommen ist. 

Dazu folgende Details (Anmerkung zu Abkürzungen: KT = Konto, PC1 = Projektcode 1): 

 

1. 

KT 6/710+861 „Landesbeitrag – Güterwege“ in Höhe von € 1.500,-- wurde beim 

Einzelprojekt 1000003 „Güterwege“ mit PC1 dem Nachweis der Investitionstätigkeit 

zugeordnet. Ein derartiges laufendes Transferkonto, das beim Haushaltspotential als 

finanzwirksamer Ertrag eingerechnet wird, darf jedoch nicht mit Projektcode 1 versehen 

werden, da der Wert dann doppelt berücksichtigt wird. 
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2. 

Beim Einzelprojekt 1000009 „Grundbesitz“ wurde unter KT 6/840+894001 eine 

finanzwirksame Rücklagenentnahme in Höhe von € 209.200,-- mit PC1 zugeordnet. 

Demnach sollte sich diese Entnahme eigentlich nicht auf das Haushaltspotential 

auswirken, da dort nur finanzwirksame Rücklagenentnahmen unter KT894001 bzw. 

KT895001 (und Rücklagenzuführungen unter KT794001 bzw. KT795001) Niederschlag 

finden sollten, die ohne Projektcode gebucht wurden, d.h. nicht dem Nachweis der 

Investitionstätigkeit zugeordnet wurden. Im Haushaltspotential des RA2023 scheint dieser 

Betrag in Höhe von € 209.200,-- jedoch als Rücklagenentnahme auf, obwohl er auch im 

Nachweis der Investitionstätigkeit ausgewiesen wird. Dazu muss festgehalten werden, 

dass das Haushaltspotential aus den erfolgten Buchungen generiert wird, d.h. den 

aktuellen Buchhaltungsstand abbildet. Es wird angenommen, dass das für die Erstellung 

des RA2023 generierte Haushaltspotential nicht den Letztstand der Buchhaltung 

abbildete, sondern den Stand vor einer erfolgten Korrektur der Rücklagenbuchung von 

ohne PC1 auf mit PC1. Diese Annahme wird damit untermauert, dass bei einer aktuellen 

Generierung des HP für den RA2023 diese Rücklagenentnahme nunmehr nicht 

aufscheint. 

 

Zu 1.: 

Künftig ist darauf zu achten, dass der gegenständliche 

Landesbeitrag zwecks Investitionsförderung immer unter KT 301 

„Kapitaltransfer Land“ zu verbuchen ist. 

Dieses Konto darf sodann mit Projektcode 1 versehen werden. 

Aufgrund der unrichtigen Zuordnung im RA2023 ist die 

Haushaltspotential-Rücklage nunmehr nachträglich um € 1.500,-- 

nach unten zu korrigieren. 

 

zu 2.: 

Künftig ist darauf zu achten, dass das Haushaltspotential eines 

Rechnungsabschlusses den finalen Stand der Buchhaltung 

abbildet. 

Die Haushaltspotential-Rücklage ist nachträglich um € 209.200,-- 

nach unten zu korrigieren. 
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Unter Berücksichtigung dieses Korrekturbedarfs hätte sich im 

RA2023 eigentlich ein Haushaltspotential und demnach eine 

Haushaltspotential-Rücklage in Höhe von € + 1.904.435,34 

ergeben (und nicht € 2.115.135,34 wie verbucht). 

In Summe ergibt sich nunmehr ein Korrekturbedarf bei der 

Haushaltspotential-Rücklage im Ausmaß von € 210.700,--, d.h. 

dieser Betrag ist nachträglich im Jahr 2024 aus der HP-Rücklage 

zu entnehmen, sodass die HP-Rücklage entsprechend verringert 

wird.  

 

2.5.2. Nachweis der Investitionstätigkeit 

 

Ein im gegenständlichen Nachweis des Rechnungsabschlusses 2022 noch mit einem 

negativen Finanzierungsergebnis in Höhe von € - 12.900,-- ausgewiesenes Einzelprojekt 

1000050 „Kindergartenprovisorium“ scheint im gegenständlichen Nachweis des 

Rechnungsabschlusses 2023 nicht mit dem zu übernehmenden Vorjahreswert auf. 

Dies könnte mit einer unrichtigen Hinterlegung der Projektjahre im Buchhaltungsprogramm 

zusammenhängen, da die Jahresangaben 2008 bis 2022 bei der Projektbezeichnung 

mitangeführt werden. 

 

Das fehlende Projekt ist in den gegenständlichen Nachweis des 

künftigen Rechnungsabschluss 2024 wiederaufzunehmen. 

Künftig wird empfohlen die Übernahmen der Vorjahreswerte im 

Nachweis der Investitionstätigkeit von einem auf das folgende 

Jahr „händisch“ zu kontrollieren, damit derartige 

Übernahmemängel hintangehalten werden. 

 

2.5.3. Nachweis der liquiden Mittel 

 

Im Nachweis der liquiden Mittel erfolgen bei den Bankkonten keine Angaben zu 

Kontoauszugsnummern bzw. diesbezügliche Datumsangaben (IBANs werden angeführt). 

 

Bei den Zahlungsmittelreserven zu den finanzwirksamen Rücklagen werden überhaupt 

keine Kontonummern bzw. IBANs angeführt. 
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Künftig wären in den Rechnungsabschlüssen im Nachweis der 

liquiden Mittel Angaben zu Kontonummer bzw. IBANs als auch zu 

Kontoauszugsnummern zu machen. 

 

2.5.4. Nachweis über Rücklagen und Zahlungsmittelreserven 

 

Im Nachweis über Haushaltsrücklagen und Zahlungsmittelreserven (Anlage 6b) werden 

bei den finanzwirksamen Rücklagen in den Feldern betreffend Konto-/Sparbuchnummern 

keine Kontonummern (bzw. IBANs) angeführt, sondern die jeweiligen Nummern der 

Zahlungsmittelreserven in der Vermögensrechnung. 

 

Auch hier wären sinngemäß Kontonummer bzw. IBANs 

anzuführen. 

 

Mit Ausnahme der Bestattung werden für die einzelnen weiteren 7 finanzwirksamen 

Rücklagen keine eigenen Zahlungsmittelreserven geführt, sondern werden diese auf 2 

Zahlungsmittelreserven (Festgeldkonten bei der UniCredit Bank Austria AG sowie HYPO 

NOE Landesbank) zusammengefasst (siehe Berichtspunkt 2.3.).  

 

Da eine derartige Zusammenfassung nicht aus den 

Rechnungsabschlüssen erkennbar ist, wäre künftig in Form 

eines „händisch“ erstellten zusätzlichen Nachweises zum 

Rücklagennachweis eine entsprechende Dokumentation 

vorzunehmen. 

 

2.6. Gemeindeeinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmungen 

 

Die folgenden Ein- und Auszahlungsaufstellungen (Finanzierungshaushalt) anhand der 

Rechnungsabschlüsse 2020-2023 und 1. Nachtragsvoranschlag 2024 beinhalten jene 

Gemeindeeinrichtungen, die (zum Teil hohe) Belastungen im Gemeindehaushalt 

verursachen: 
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2.6.1. Volkshochschule, Ansatz 270 

 

Die Volkshochschule befindet sich in einem Gebäude im Eigentum der Stadtgemeinde 

Deutsch-Wagram, in dem sich auch die Bücherei befindet. 

Eine der Mitarbeiterinnen der Bücherei ist je zur Hälfte (von insg. 20 Wochenstunden) bei 

der Volkshochschule und der Bücherei beschäftigt. 

Die Volkshochschulkurse finden lt. Kursprogramm Frühjahrssemester 2024 an 

verschiedenen Orten statt (zB Yogastudio Sunflowyoga, Volksschule, Neue Mittelschule, 

alte Hauptschule/Containerklasse, Begleitetes Wohnen, Volkshaus, Kindergarten, 

Unionhalle, Stadtamt, Bücherei, VHS Strasshof). 

Angeboten werden Kurse aus dem Bereich Gesundheit & Fitness, Frauen-Workshops, 

Freizeit & Kreativität, Smartphone & Co für 50+, Zeitgeschehen und Bildungs- und 

Berufsberatung. Seitens des Verbandes der VHS besteht eine Richtlinie zum Inhalt der 

Kurse, die lt. Auskunft der Gemeinde eingehalten wird. 

  

Wie aus der nachfolgenden Tabelle hervorgeht, ist das Betriebsergebnis der 

Volkshochschule im Beobachtungszeitraum durchwegs negativ: 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einzahlungen 13.014,77 4.935,00 13.648,53 15.495,68 25.100,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

operative Auszahlungen 21.629,51 17.494,70 22.674,62 29.694,27 44.300,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1   0,00 0,00 0,00 1.000,00 

reguläre Darlehenstilgungen   0,00 0,00 0,00 0,00 

Betriebsergebnis -8.614,74 -12.559,70 -9.026,09 -14.198,59 -20.200,00 

 

Laut Auskunft der Gemeinde sind die Kurstarife grundsätzlich so berechnet, dass 80 % 

davon die Kosten der Kursleiter abdecken und 20 % der VHS verbleiben.  

Ein Gemeinderatsbeschluss zu den Kurskosten etc. gibt es lt. Auskunft der Gemeinde 

nicht. 

Einnahmen durch die Kursbeiträge übersteigen im Prüfungszeitraum (abgesehen im 

Coronajahr 2021) die Ausgaben der Kursleiterentschädigungen. Durch weitere Kosten (10 

Wochenstunden Verwaltungspersonal, Druckwerke etc.), wird die Volkshochschule jedoch 

nicht kostendeckend geführt. 
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Dazu wird aus aufsichtsbehördlicher Sicht festgehalten: Volkshochschulen sind Angebote, 

die zum Bildungs- und Kultur-, als auch zum Gemein- und Sozialwesen einer Gemeinde 

beitragen und werden in den seltensten Fällen kostendeckend geführt werden können.  

 

Der Gemeinderat wird jedoch angehalten, die Entwicklung des 

Betriebsergebnisses regelmäßig zu kontrollieren und im 

Zusammenhang mit den finanziellen Möglichkeiten der Gemeinde 

zu bewerten und zeitgerecht entsprechende Maßnahmen zu 

treffen Kostendeckung herzustellen, sobald dies aus budgetären 

Gründen nötig ist. 

Abgesehen von der Möglichkeit die Kursgebühren zu erhöhen 

sind Maßnahmen zu überlegen um die Kosten zu senken, damit 

der Abgang minimiert wird.  

 

2.6.2. Stadtbücherei, Ansatz 273 

 

Die Stadtbücherei befindet sich in einem Gebäude im Eigentum der Stadtgemeinde 

Deutsch-Wagram. 

Für den Neubau der Stadtbücherei wurde 2014 ein Darlehen von insg. € 590.000,- 

aufgenommen. Tilgungen erfolgen bis 2031.  

 

Auf rd. 200 m² sind insg. 16.240 Medien (14.702 Bücher, 530 Hörbücher, 408 DVDs, 610 

Spiele; Stand 2023) zugänglich.  

Im Jahr 2023 waren 927 aktive Nutzer erfasst. 

Sowohl die Anzahl der Nutzer, als auch des Medienangebots steigt lt. den seitens der 

Gemeinde zur Verfügung gestellten Informationen in den letzten Jahren kontinuierlich. 

 

Veranschlagt sind für den Medienankauf (Konto 273-400 Wirtschaftsgüter Bücher, Spiele) 

im Prüfungszeitraum jährlich € 12.000,-. 

Tatsächlich verursachte der Medienankauf in den Prüfungsjahren folgende geringere 

Kosten (Zahlungen lt. Finanzierungsrechnung): 

RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

5.223,51 6.115,68 8.395,55 4.760,03 12.000,00 
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Neben dem Verleih von Medien gibt es auch ein wiederkehrendes Angebot an 

Veranstaltungen (z.B. Lesestübchen für Kinder von 0-3 und Mio-Büchermaus jeweils 

donnerstags. Am 7.6.2024 fand das Büchereifest mit Bücherflohmarkt, Kinderprogramm 

und Livemusik statt.). 

Auf der Homepage wird neben einem virtuellen Rundgang durch die Bücherei, auf den 

Terminkalender, Ferienaktionen, das Thema des Monats und Neuerwerbungen 

hingewiesen. Auch gibt es Querverweise z.B. zu Sonderausstellungen in Museen.  

 

Zuletzt wurde die Gebührenordnung in der Sitzung des Gemeinderates am 2.7.2015 

beschlossen.  

Die Jahresgebühr ab dem vollendeten 14. Lebensjahr beträgt € 20,- (für Bücher, 

Zeitschriften und Hörbücher) bzw. € 30,- inkl. Spiele und DVDs. 

Für Bücher, Zeitschriften und Hörbücher werden unter dem 14. Lebensjahr keine 

Gebühren eingehoben. Für Spiele und DVDs kostet die Jahreskarte für Kinder € 10,-. 

Ohne Jahrespauschale können Medien auch stückweise ausgeborgt werden (Buch € 0,20, 

Spiele € 0,50, DVDs € 0,50). 

Die Einschreibgebühr pro Familie beträgt € 2,-. 

 

Die Bücherei ist von Montag bis Samstag an insg. 30 h pro Woche geöffnet. 

Laut Auskunft der Gemeinde sind insg. 15 Personen in der Bücherei tätig. Davon sind 7 

Personen Teilzeit oder geringfügig angestellt (insg. 52 Wochenstunden, das entspricht 1,3 

Vollzeitäquivalenten).  

Aus dem hohen Anteil von 8 ehrenamtlich tätig Personen kann auf das Engagement und 

die Wertschätzung der Institution Bücherei in der Bevölkerung geschlossen werden. 

 

Wie aus der nachfolgenden Tabelle hervorgeht, ist das Betriebsergebnis der Stadtbücherei 

im Beobachtungszeitraum durchwegs deutlich negativ:  

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einzahlungen 4.325,98 4.565,82 4.048,73 4.806,52 4.500,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC 0,00   0,00 0,00 0,00 

operative Auszahlungen 71.693,39 67.647,84 78.203,83 93.685,45 102.100,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1 0,00 0,00 0,00 0,00 1.000,00 

reguläre Darlehenstilgungen 35.620,23 36.391,80 37.180,09 37.985,45 38.800,00 

Betriebsergebnis -102.987,64 -99.473,82 -111.335,19 -126.864,38 -137.400,00 
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Dazu wird aus aufsichtsbehördlicher Sicht festgehalten: Büchereien sind ein wichtiger 

Bestandteil sowohl im Bildungs- und Kulturwesen, als auch im Gemein- und Sozialwesen 

einer Gemeinde und werden in den seltensten Fällen kostendeckend geführt werden 

können.  

Nichts desto trotz erscheinen Abgänge von jährlich rd. € 100.000,- bis € 130.000,- 

überdurchschnittlich hoch und sind ein nicht zu vernachlässigbarer Kostenfaktor im 

Gemeindehaushalt.  

 

Der Gemeinderat wird angehalten, die Entwicklung des 

Betriebsergebnisses regelmäßig zu kontrollieren und im 

Zusammenhang mit den finanziellen Möglichkeiten der Gemeinde 

zu bewerten und zeitgerecht entsprechende Maßnahmen zu 

treffen um eine Senkung der Abgänge zu erreichen. 

Eine moderate Gebührenanpassung (zuletzt 2015) ist im 

Gemeinderat zu diskutieren.  

Abgesehen von der Möglichkeit der Anhebung der Gebühren 

sind Maßnahmen zu überlegen, um die Kosten zu senken, damit 

der Abgang minimiert wird.  

 

2.6.3. Musikschule, Ansatz 320 

 

Zur Sanierung der Musikschule wurde 2019 ein Darlehen aufgenommen. Tilgungen 

erfolgen bis 2034.  

 

Die Schulordnung wurde zuletzt in der Sitzung des Gemeinderates vom 17.6.2014 

beschlossen und trat ab 1.9.2014 in Kraft.  

 

Unterschieden werden verschiedene Tarifmodelle für Schüler unter und über 24 Jahren mit 

Wohnsitz in Deutsch-Wagram und außerhalb und Einzelunterricht mit Zeiteinheiten von 50 

Min., 40 Min., 25 Min. und Gruppenunterricht mit 3 oder 4 Schülern zu 50 Minuten. Weiters 

wird elementare Musikpädagogik und Ensemblefach angeboten. Angeboten wird auch ein 

Gruppenunterricht (Bläserklasse) für Volksschulkinder im Rahmen der Musikstunde des 

Volksschulunterrichts. 
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Außerdem gibt es einen Sondertarif für Schüler über 24 Jahre, die einen wesentlichen 

Beitrag zum Kulturleben in bzw. außerhalb Deutsch-Wagrams im Rahmen der 

Musikschule tätigen. Dieser entspricht den Tarifen für Schüler unter 24 Jahren. Schüler 

über 24 Jahren sind lt. Auskunft der Gemeinde jedoch kaum vertreten. 

 

Aktuell wird eine Zusammenlegung der Musikschule Deutsch-Wagram und der 

Musikschule Strasshof überlegt. Zwar werden sich kaum tatsächliche Kosteneinsparungen 

durch diese Maßnahme erwartet, da beide Standorte mit demselben Angebot und 

Personal bestehen bleiben werden, jedoch ist dieser Schritt einer vorausschauenden 

Planung geschuldet, da ab dem Jahr 2027 eine entsprechende Förderung durch das Land 

Niederösterreich nur bei einer Mindestzahl an Schülern erfolgt, die eine Zusammenlegung 

garantieren soll. 

 

Laut Auskunft der Gemeinde wurden im Schuljahr 2023/2024 im Hauptfach 374 Schüler 

und in Ergänzungsfächern 134 Schüler unterrichtet. 

Zwischen den tatsächlich unterrichteten und den geförderten Wochenstunden bestehen 

geringe Differenzen (Schuljahr 2022/2023 unterrichtet 210,2 Wochenstunden, gefördert 

202,2 Wochenstunden; Schuljahr 2023/2024 unterrichtet 214,7 Wochenstunden, gefördert 

203,7 Wochenstunden). 

 

Wie aus der nachfolgenden Tabelle hervorgeht, ist das Betriebsergebnis der Musikschule 

im Betrachtungszeitraum defizitär: 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

Musikschulgelder (Eltern) 128.257,22 147.386,21 201.635,57 185.563,31 235.600,00 

Musikschulgelder (andere 
Gemeinden) 0,00 2.455,28 2.787,62 5.119,26 3.000,00 

MS-Gelder VS-Bläserklassen 1.930,36 1.069,40 3.648,00 4.454,00 4.700,00 

sonstige Einzahlungen 1.800,00 0,00 400,00 616,00 100,00 

Instrumentenleihgebühr (Eltern) 1.901,31 1.263,12 1.289,76 1.378,80 1.900,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC 3.512,69 3.959,33 3.669,62 588,78 600,00 

Subventionen Land 221.393,00 220.603,61 228.499,17 241.173,62 240.000,00 

Summe Einzahlungen 358.794,58 376.736,95 441.929,74 438.893,77 485.900,00 

operative Auszahlungen 662.594,32 686.410,72 698.472,20 728.345,27 822.100,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1 19.459,94 0,00 16.900,00 2.178,14 5.000,00 

reguläre Darlehenstilgungen 42.666,68 42.666,68 42.666,68 42.666,68 42.700,00 

Betriebsergebnis -365.926,36 -352.340,45 -316.109,14 -334.296,32 -383.900,00 
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Grundsätzlich ist eine Drittellösung bei der Finanzierung zwischen Schülern/Eltern, Land 

und Gemeinde anzustreben. Das heißt, dass die Kosten der Musikschule zu je einem 

Drittel durch Schüler/Eltern, Land und Gemeinde getragen werden sollen: 

 

Kostentragung in % RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

Eltern/Schüler-Anteil 18,23 20,54 27,25 24,75 27,85 

Landes-Anteil 30,55 30,26 30,14 31,19 27,59 

Gemeinde-Anteil 50,49 48,33 41,70 43,24 44,14 

 

Aus den Tabellen gehen in den Prüfjahren jeweils hohe negative Betriebsergebnisse 

hervor. Das Drittel des Landesanteiles wird zwar 2020 bis 2023 rundweg eingehalten, die 

Gemeinde trägt jedoch zugunsten der Eltern/Schüler einen größeren Anteil der Kosten und 

die Verteilung verschiebt sich negativ zu Lasten der Gemeinde. Dieses Ungleichgewicht 

verstärkt sich weiter im 1. Nachtragsvoranschlag 2024. 

 

Dem Gemeinderat ist daher Gelegenheit zu geben, Maßnahmen 

zur Senkung des hohen Abgangs zu beschließen. 

 

2.6.4. Museen, Ansatz 360100 

 

Unter dem Ansatz „Museen“ sind das Napoleonmuseum, das Stadtmuseum und das 

Stadtarchiv (ansässig im Erzherzog Carl-Haus) sowie das Eisenbahnmuseum (am 

Bahnhof) umfasst. 

Zum Ankauf der Räumlichkeiten des Napoleonmuseums und Stadtmuseums wurde 2012 

ein Darlehen von € 350.000 aufgenommen. Tilgungen erfolgten bis 2022.  

Öffnungszeiten der Museen sind 7.4. bis 27.10.2024, sonntags von 10:00 bis 16 Uhr und 

nach Vereinbarung. 

 

Über die aktuell geltenden Eintrittspreise wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung vom 

12.12.2002 (gültig ab 1.1.2003) abgestimmt und wie folgt festgesetzt: 

 

€ 2,50 pro Person 

€ 4,20 Kombikarte/Person 

€ 1,70 Gruppen ab 10 Personen/Person 

€ 0,80 Schüler 
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Freier Eintritt für Kinder in Begleitung Erwachsener 

€ 8,- pro Person bei Veranstaltungen 

€ 50,- mtl. Benützungsgebühr für den Ausstellungsraum 

 

Auf der Homepage des Museums (www.museumdw.at/oeffnungszeiten-und-preise/) sind 

jedoch durchwegs höhere Eintrittspreise angegeben (z.B. € 3,-/Person, Gruppen ab 10 

Personen € 2,-/Person, Schülergruppen € 1,-/Person). 

Diese höheren Eintrittspreise werden lt. tel. Auskunft eines der Vorstandsmitglieder des 

Museums seit ca. 2012 eingehoben. 

 

Im Beobachtungszeitraum 2020-2024 ergibt sich folgende Entwicklung: 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einzahlungen 6.530,77 6.853,90 7.223,27 10.162,32 7.300,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

operative Auszahlungen 11.541,84 12.529,17 26.524,35 15.316,38 21.200,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1 0,00 0,00 0,00 0,00 1.000,00 

reguläre Darlehenstilgungen 35.599,40 35.834,98 36.079,44 0,00 0,00 

Betriebsergebnis -40.610,47 -41.510,25 -55.380,52 -5.154,06 -14.900,00 

 

Das Betriebsergebnis des Ansatzes „Museen“ ist im Prüfungszeitraum durchwegs negativ, 

verbesserte sich jedoch deutlich durch Auslaufen des Kredites im Jahr 2022. 

Unter dem Ansatz „Museen“ werden auch Mieteinnahmen (z.B. RA 2023 € 6.196,32, 

1.NTVA 2024 € 6.100,-) gebucht. Laut Auskunft der Gemeinde handelt es sich dabei um 

zwei kleine Mietwohnungen im Gebäude des Erzherzog Carl-Hauses, die von der 

Gemeinde selbst verwaltet werden. 

Diese Mieteinnahmen tragen dazu bei, das Betriebsergebnis des Ansatzes „Museen“ 

verhältnismäßig besser darzustellen. 

 

Die Diskrepanz zwischen Gemeinderatsbeschluss und Angaben 

auf der Homepage zu den Eintrittspreisen bzw. tatsächlich 

eingehobenen Eintritten ist in Einklang zu bringen. Durch einen 

rückwirkenden Gemeinderatsbeschluss ist Übereinstimmung 

herzustellen und in der Stellungnahme zum Prüfbericht zu 

berichten. 

 

http://www.museumdw.at/oeffnungszeiten-und-preise/
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Da an Museen wesentlich andere (niedrigere) Ansprüche 

betreffend die Kostendeckung zu stellen sind, als bei 

Gemeindewohnungen, und eine Abgrenzung bei den Ausgaben 

der Museen und der Gemeindewohnungen in den Rechenwerken 

nicht gegeben ist, wird empfohlen diese beiden Bereiche in zwei 

verschiedenen Ansätzen dazustellen. 

Gemeindewohnungen sind mindestens kostendeckend zu führen. 

Beim Ansatz „Museen“ wird der Gemeinderat angehalten, die 

Entwicklung des Betriebsergebnisses regelmäßig zu 

kontrollieren und im Zusammenhang mit den finanziellen 

Möglichkeiten der Gemeinde zu bewerten und zeitgerecht 

entsprechende Maßnahmen zu treffen um eine Senkung der 

Abgänge zu erreichen. 

 

2.6.5. Sonstige Märkte, Ansatz 828 

 

Von März bis Dezember findet jährlich samstagvormittags ein wöchentlicher 

„Frischemarkt“ statt. 

Beim Ansatz „Sonstige Märkte“ sind auf der Einnahmenseite ausschließlich 

Marktstandsgebühren und auf der Ausgabenseite „Entgelte für sonstige Leistungen“ und 

„Leistungsvergütungen“ verbucht. Bei Letzterem handelt es sich zB um Vergütungen von 

Stunden von Bauhofmitarbeitern, die Leistungen für den Markt erbringen. 

 

Der Gemeinderat hat zuletzt in seiner Sitzung am 30.3.2023 eine Novellierung der 

Verordnung für die Benützung von Marktflächen und Markteinrichtungen für den 

Wochenmarkt der Stadtgemeinde Deutsch-Wagram beschlossen. 

Die Marktgebührenordnung davor stammt aus dem Jahr 2008. 

 

Die Markgebührenordnung umfasst aktuell folgende Tarife: 

A) Jahresgebühr je Laufmeter bei wöchentlicher Teilnahme 

B) Jahresgebühr je Laufmeter bei zweiwöchentlicher Teilnahme 

C) Einmalgebühr saisonbedingte Aussteller (max. 4 Teilnahmen) 

D) 1. Strom: Jahresgebühr bei wöchentlicher Teilnahme 

2. Strom: Jahresgebühr bei zweiwöchentlicher Teilnahme 
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3. Strom: Einmalgebühr saisonbedingte Aussteller (max. 4 Teilnahmen) 

E) Verschmutzung des Standplatzes (pro Anlassfall) 

F) Nichteinhaltung der Marktzeiten (pro Anlassfall) 

 

Marktgebühren ab 1.4.2023 

A (wöchtentl. Teilnahme) 64,00 

B (2wöchtentl. Teilnahme) 32,00 

C (Einmalgeb.) 7,00 

D1 (Strom, wöchentl.) 190,00 

D2 (Strom, 2wöchentl.) 95,00 

D3 (Strom, Einmalgeb.) 20,00 

E (Verschmutzung) 22,00 

F (Nichteinhalten Marktzeit) 8,00 

 

Von 2008 bis 31.3.2023 erfolgte die Tarifbestimmung pro Tag und Laufmeter 

(unterschieden nach Daueraussteller mit € 1,50 und saisonbedingte Aussteller mit € 2,50). 

Der Tarif für den Stromverbrauch wurde ebenso täglich bemessen (€ 3,50). Tarife für 

Verschmutzung des Standplatzes und Nichteinhalten der Marktzeiten bestanden bereits ab 

2008 in selber Höhe wie aktuell. 

 

Wie aus der nachfolgenden Tabelle hervorgeht erwirtschaftet der Ansatz „Sonstige Märkte“ 

im Betrachtungszeitraum durchwegs jährlich ein negatives Betriebsergebnis: 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einzahlungen 3.309,00 2.928,50 2.918,00 6.312,00 4.000,00 

operative Auszahlungen 8.391,83 10.818,23 11.496,72 9.513,86 10.200,00 

Betriebsergebnis -5.082,83 -7.889,73 -8.578,72 -3.201,86 -6.200,00 

 

Grundsätzlich ist bei wirtschaftlichen Betrieben von Gemeinden mindestens 

Kostendeckung anzustreben. Anderenfalls wird die Allgemeinheit belastet bzw. trägt die 

Gemeinde die Kosten dieses Angebots. 

Zur Förderung der lokalen (Land)Wirtschaft und um den örtlichen Konsumenten ein 

Angebot aus der Region zu bieten, ist ein geringes Defizit tolerierbar, solange die 

Gemeinde über ausreichend Mittel im Haushalt verfügt, um diese Kosten tragen zu 

können. 

Unabhängig davon sind Tarife jedoch jedenfalls nach einer gewissen Zeitspanne einer 

Valorisierung zu unterwerfen. 2023 erfolgte nach 15 Jahren eine Überarbeitung der 

Tarifordnung, diese jedoch vor allem inhaltlich (Änderung von täglichen Tarifen hin zu einer 
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Jahrespauschale). Eine faktische Erhöhung der Tarife ist kaum zu erkennen. Allein zB der 

Tarif, der bei Verschmutzung des Standplatzes verrechnet wird, wäre an die der Gemeinde 

tatsächlich anfallenden Kosten pauschal anzupassen und im Anlassfall auch einzufordern.  

 

Der Gemeinderat wird angehalten, die Entwicklung des 

Betriebsergebnisses regelmäßig zu kontrollieren und im 

Zusammenhang mit den finanziellen Möglichkeiten der Gemeinde 

zu bewerten und zeitgerecht entsprechende Maßnahmen zu 

treffen Kostendeckung herzustellen, sobald dies aus budgetären 

Gründen nötig ist. 

 

2.6.6. Bestattung, Ansatz 888 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einzahlungen 425.120,50 455.935,35 469.381,45 460.908,68 498.100,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC           

operative Auszahlungen 585.906,76 443.120,42 512.559,30 526.253,79 536.500,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1 0,00 0,00 2.192,26 0,00 5.000,00 

Veräußerung v. 
Beteiligungen 0,00 0,00 5.576,85 0,00 0,00 

Veräußerung v. 
Betr.ausstattung 583,33 0,00 0,00 0,00 0,00 

reguläre Darlehenstilgungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Betriebsergebnis -160.202,93 12.814,93 -39.793,26 -65.345,11 -43.400,00 

 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, ist das wirtschaftliche Unternehmen Bestattung im 

Betrachtungszeitraum (abgesehen vom Coronajahr 2021) defizitär. 

 

Laut Rücksprache mit der Gemeinde wurden folgende Gründe angeführt: 

 Die Bestattung muss jährlich rund € 60.000,-- an Pensionen bezahlen. 

 2019-2023 wurde das Personal von damals 3 Mitarbeiter auf nunmehr 6 Mitarbeiter 

aufgestockt. Das besonders hohe Defizit im Jahr 2020 ist ua mit hohen 

Personalkosten begründet. 

 Der ehemalige Bestatter ist aufgrund einer schweren Krankheit längere Zeit 

ausgefallen. 2022/2023 musste auch ein Mitarbeiter aufgrund längerer Krankheit 

ersetzt werden. 

 Seit 2019 wird die Wohnung im Bestattungsgebäude nicht mehr vermietet. 
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 2020 sind Ausgaben für Dienstjubiläum (rd. € 15.600,-) und Ausbildungskosten für 

den neuen Leiter der Bestattung (rd. € 7.700,-) angefallen. 

 2022 wurden eine größere Anzahl von Särgen und Sargausstattungen eingekauft, 

da für 2023 eine extreme Preiserhöhung bekannt war. 

 2022 und 2023 musste eine neue Heizungsanlage für das Bestattungsgebäude und 

ein komplett neues Einfahrtstor angeschafft werden (Rechnungsabschluss 2022 

und 2023 Kto. 614 Instandhaltung insg. rd. € 20.500,- Tor und rd. € 9.000,- 

Heizung). 

 

Das Rechnungsabschlussjahr 2020 fällt durch ein besonders hohes Defizit auf. Begründet 

wird dies auch mit zusätzliche Ausgaben für Abfertigungen (insg. rd. € 82.000,-). 

Gebucht wurde diese Ausgabe unter dem Konto -511 Geldbezüge. Finanziert wurde diese 

Zahlungen über eine Rücklagen-Entnahme, die jedoch nicht beim Ansatz der Bestattung, 

sondern unter dem Ansatz 099 sonstige Personalbetreuung gebucht wurde. 

 

Zuletzt wurde vom Gemeinderat in der Sitzung vom 14.12.2017 über die Leistungstarife 

der Bestattung abgestimmt und neu beschlossen. Gleichzeitig wurde eine jährliche 

Indexierung ab 2019 beschlossen (gem. Verbraucherpreisindex 2010 sobald dieser 5 % 

übersteigt).  

Laut vorgelegter Leistungsverrechnungslisten 2017 und 2024 wurde eine Anpassung 

(Erhöhung) der Leistungsverrechnungen umgesetzt.  

 

Pensionszahlungen sind regelmäßige und planbare Ausgaben, 

die bei Berechnung einer Kostendeckung zu berücksichtigen 

sind. Ebenso sind Kosten für Dienstjubiläen, Ausbildungen, 

Instandhaltungen und Investitionen zur Aufrechterhaltung des 

Betriebes in einer vorausschauenden Planung bei der Gestaltung 

der Tarife entsprechend zu berücksichtigen. Im besten Fall sind 

die Tarife so zu gestalten, dass regelmäßig Rücklagen gebildet 

werden können, die zur Finanzierung derartiger unregelmäßiger 

Kosten zur Verfügung stehen. Eine Verdoppelung der Mitarbeiter 

(von 3 auf 6) sollte sich in einer entsprechenden 

Arbeitsauslastung und Einnahmen widerspiegeln. Eine 

Nachnutzung der dzt. leerstehenden Wohnung ist anzustreben. 
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Der Betrieb „Bestattung“ ist auf seine Effizienz, Einsparungs- 

und Gewinnpotential zu evaluieren und vom Gemeinderat 

Maßnahmen zu beschließen, um diesen Betrieb zeitnah 

zumindest kostendeckend zu führen.  

 

2.6.7. Müllbeseitigung, Ansatz 852 

 

Die Müllbeseitigung erfolgt grundsätzlich über den Gemeindeverband für Aufgaben des 

Umweltschutzes im Bezirk Gänserndorf (GVU) mit Sitz in Hohenruppersdorf, der auch die 

Gebührenhoheit innehat. 

 

Die Stadtgemeinde erbringt jedoch unter dem Ansatz 852 Leistungen in Form eines 

eigenen Altstoffsammelzentrums in Deutsch-Wagram mit entsprechendem Personal und 

Müllautos. Auch interne Leistungsverrechnungen (von Bauhofmitarbeitern) werden als 

Kosten angeführt. 

Als Entschädigung erhält die Stadtgemeinde Deutsch-Wagram vom Verband monetäre 

Ersatzleistungen. 

 

  RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 NTVA 2024 

operative Einnahmen 442.838,11 542.090,42 464.772,56 616.500,17 537.900,00 

lfd. Kap.transfer ohne PC 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

operative Ausgaben 764.563,87 785.825,84 782.279,68 793.691,69 895.000,00 

lfd. Investitionen ohne PC 1 3.824,02 8.013,88 6.847,53 0,00 0,00 

reguläre Darlehenstilgungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Betriebsergebnis -325.549,78 -251.749,30 -324.354,65 -177.191,52 -357.100,00 

 

Aus der oben angeführten Tabelle ist ersichtlich, dass der Ansatz Müllbeseitigung im 

Betrachtungszeitraum trotz den Ersatzleistungen des Verbandes defizitär geführt wird. 

 

Die Kostendeckung des Ansatzes Müllbeseitigung ist 

anzustreben. 

Der Vertreter der Stadtgemeinde im GVU im Bezirk Gänserndorf 

wäre dazu anzuhalten, eine Anpassung der Tarife bei den 

Ersatzleistungen zu beantragen. 
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2.7. Sonstige Feststellungen - Pachtzins landwirtschaftliche Flächen 

 

Insgesamt werden 12,0471 ha an landwirtschaftlicher Fläche, die im Eigentum der 

Stadtgemeinde Deutsch-Wagram stehen, an insg. 6 Pächter in ungleicher Verteilung 

verpachtet. In die Pachtverträge wurde Einsicht genommen.  

Der Pachtzeitraum läuft bei allen Pächtern aktuell von 1.9.2023 bis 31.8.2028 und endet 

automatisch, sodass es keiner weiteren Erklärung bedarf. Als Pachtzins wurde in allen 

Verträgen ein Betrag von € 358,- pro Hektar und Jahr (exkl. Ust) vereinbart. 

Davor bestanden Pachtverträge für den Zeitraum 1.9.2020 bis 31.8.2023 zu einem 

Pachtzins von € 275,- pro Hektar und Jahr (exkl. Ust). 

 

Laut vorgelegter Pachtverträge ist eine Wertbeständigkeit der Pachtzinsforderung 

entsprechend dem Agrarindex (Erzeugnisse und öffentliche Gelder gesamt) mit der Basis 

2015 = 100 vereinbart. Dieser zeigt die Veränderung der Preise für land- und 

forstwirtschaftliche Erzeugnisse, Betriebsmittel- und Investitionsausgaben. Die 

Veröffentlichung erfolgt im „Agrarischen Paritätsspiegel“ sowie auf der Homepage der 

Landwirtschaftskammer. Ausgangspunkt für die Berechnungen ist der für 2023 

verlautbarte Index. Sollte der Agrarindex nicht mehr veröffentlicht werden, ist der an seiner 

Stelle verlautbarte Index als Wertsicherungsmaßstab heranzuziehen. Schwankungen des 

Index von weniger als 5 % bewirken keine Veränderung. 

Dieser Passus war auch in den Verträgen vor 2023 vorhanden. 

Laut vorgelegter Vorschreibungslisten wurde eine Anpassung (Erhöhung) der Pachtzinse 

in den Vorjahren tatsächlich umgesetzt.  

 

Abgestimmt wurden über die aktuellen Pachtverträge in der Gemeinderatssitzung vom 

28.9.2023. Genannt werden darin jedoch nur 5 der aktuell insg. 6 Pächter. Der 

Pachtvertrag mit Herrn M. Sch. wurde nicht genannt. Es liegt somit keine Rechtsgrundlage 

für den von Pächter, Bürgermeisterin, Stadtrat und zwei Gemeinderäten unterzeichneten 

Pachtvertrag vom 28.9.2023 mit Herrn M. Sch. vor. 

 

Der Gemeinderatsbeschluss als Rechtsgrundlage für den 

bestehenden Pachtvertrag mit Herrn M. Sch. ist umgehend 

nachzuholen. 
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Rechtzeitig vor Abschluss neuer Pachtverträge hat außerdem 

eine Evaluierung der Pachtzinse zu erfolgen. Die neu 

abzuschließenden Pachtverträge sind möglichst wirtschaftlich 

zugunsten der Gemeinde zu gestalten. Pachtzinse sind nicht 

unter Durchschnitt ähnlich gelagerter Flächen in der Region, 

sowohl anderer Gebietskörperschaften, als auch privater 

Anbieter, anzusiedeln. 

 

2.8. Nicht voranschlagswirksame Gebarung 

 

Von der Stadtgemeinde wurde mit Beschluss des Stadtrates vom 27. Mai 2024 ein Auftrag 

an die Firma BDO Consulting GmbH betreffend Durchführung einer Haushaltsanalyse zum 

Preis von € 4.500,-- zzgl. USt. sowie Durchführung eines Steuerchecks um € 500,-- zzg. 

USt. vergeben. 

 

Im Zuge dieser externen Beratungsleistung erfolgt insbesondere auch eine Analyse der 

nicht voranschlagswirksamen Gebarung („Durchlaufer“). Darauf aufbauend werden in den 

nächsten Monaten von der Gemeindeverwaltung die Durchlauferkonten durchgesehen 

und Salden geprüft bzw. abgestimmt. Da diese Arbeiten zeitintensiv sind, konnte im Zuge 

der Gebarungseinschau von der Gemeindeverwaltung noch kein finales Ergebnis 

betreffend diese Kontrollarbeiten mitgeteilt werden. 

 

Die interne Überprüfung der Konten der nicht 

voranschlagswirksamen Gebarung wird grundsätzlich positiv 

gesehen und wird den Gemeinden generell empfohlen laufend 

eine Abstimmung der Salden vorzunehmen. 

 

Über das finale Ergebnis der Kontrollarbeiten bzw. der 

Abstimmung der Salden der Konten der nicht 

voranschlagswirksamen Gebarung wäre in der Stellungnahme 

zum gegenständlichen Prüfbericht der Aufsichtsbehörde zu 

berichten bzw. in einer späteren gesonderten Stellungnahme.  
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2.9. Zuständigkeit der Gemeindeorgane 

 

Eine für den 12. Dezember 2023 anberaumte Gemeinderatssitzung musste, nachdem 

nur 21 von 33 Gemeinderäten zur Sitzung erschienen, mangels Beschlussfähigkeit 

abgesagt werden. 

 

Auch der Ersatztermin am 19. Dezember 2023 musste abberaumt werden.  

 

Dadurch konnte der Voranschlag des Haushaltsjahres 2024 erst in der Sitzung des 

Gemeinderates vom 29. Jänner 2024 und somit verspätet beschlossen werden. 

 

Gemäß § 73 Abs. 2 NÖ GO 1973 ist der Entwurf des 

Voranschlages einschließlich des Dienstpostenplans mindestens 

zwei Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres vom Bürgermeister 

dem Gemeinderat vorzulegen und von diesem nach Prüfung der 

Stellungnahmen zu beschließen. 

 

Grundsätzlich wird auf den § 21 der NÖ Gemeindeordnung, 

wonach Mitglieder des Gemeinderates an den Sitzungen des 

Gemeinderates teilzunehmen haben, hingewiesen.  

 

In der Gemeinderatssitzung vom 13. Juni 2024 wurde unter Tagesordnungspunkt 10 eine 

Darlehensaufnahme in Höhe von € 81.900,-- bei der Raiffeisen-Regionalbank Gänserndorf 

zwecks Finanzierung eines Fahrzeugankaufes für die Bestattung beschlossen. 

Dieser Beschluss findet keine voranschlagsmäßige Deckung im 1. Nachtragsvoranschlag 

2024, da keine Darlehensaufnahme präliminiert wurde. Auch wenn der Fahrzeugankauf 

laut Mitteilung der Gemeindeverwaltung erst im Jahr 2025 zu zahlen sein wird, wäre eine 

entsprechende Budgetierung der Darlehensaufnahme notwendig gewesen. 

 

Gemäß § 77 Abs. 1 NÖ GO 1973 dürfen Darlehen nur im Rahmen 

der investiven Gebarung bei entsprechender Veranschlagung 

aufgenommen werden. Die Aufnahme von Darlehen ist im 

Investitionsnachweis darzustellen. 
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Der gegenständliche Mangel ist mittels entsprechender 

Berücksichtigung in einem 2. Nachtragsvoranschlag 2024 zu 

beheben. 

 

In der Gemeinderatssitzung vom 8. Juni 2022 (TOP 16) erfolgte nach Empfehlung des 

Stadtrates der Beschluss (26 Stimmen dafür, 1 Gegenstimme, 1 Stimmenthaltung) den 

Zaun am Schulsportgelände mit einem Kostenrahmen von € 120.000,-- (zzgl. MWSt.) 

instand zu setzen. 

 

Einen Beschluss über die Lieferung und Vergabe der Arbeiten an ein bestimmtes 

Unternehmen zu einer konkreten Angebotssumme konnte nicht vorgefunden werden. 

 

Von der Stadtgemeinde wurden hierfür Angebote von zwei Firmen vorgelegt. Ein Angebot 

der Firma Karl Seidl GmbH über die Sanierung des Zaunsockels vom 24.6.2024 (nach 

Abzug von 3 % Nachlass) über € 72.482,28 inkl. MWSt. und ein weiteres Angebot der 

Firma G.T.M. Gitter – Tore – Montagen GmbH für die Lieferung und Montage des Zaunes 

samt Tür- und Toranlage vom 21. Juni 2022 über € 37.416,-- inkl. MWSt. 

 

Dazu wird festgestellt, dass aufgrund der Höhe der jeweiligen Angebotssumme der 

Stadtrat für die Vergabe ob genannten Leistungen zuständig gewesen wäre (Wertgrenze 

gemäß § 36 Abs. 2 Z. 2 NÖ GO 1972).  

 

Im Rechnungsabschluss 2022 wurden beim gegenständlichen Vorhaben „Schulsportplatz“ 

(Haushaltsansatz 5/262-006) Kosten in Höhe von Gesamt € 108.757,25 ausgewiesen. 

Voranschlagsmäßig wurden hierfür Kosten in Höhe von € 225.800,-- vorgesehen. Die 

Bedeckung dieser Ausgaben erfolgte zur Gänze durch Zuweisungen aus der operativen 

Gebarung.  

 

Wie aus den vorgelegten Rechnungen (Beleg Nr. 13857/2022 und Beleg Nr. 13487/2022) 

beider Firmen ersichtlich ist, belaufen sich Kosten der Firma G.T.M- Gitter-Toren-

Montagen GmbH auf € 36.274,97 inkl. MWSt. und die der Firma Karl Seidl GmbH auf 

€ 72.482,28 inkl. MWSt. Daraus ist ersichtlich, dass die Angebotssumme der Firma G.T.M. 

GmbH sogar leicht unterschritten und die Angebotssumme der Firma Karl Seidl exakt 

eingehalten wurde.  
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Bei Auftragsvergaben ist künftig darauf zu achten, dass vor 

Vergabe der Arbeiten ein ordnungsgemäßer Gemeinderats- bzw. 

Gemeindevorstandsbeschluss unter Anführung des 

Firmennamens, der Angebotssumme und der Art der Tätigkeit, 

erwirkt wird. 

Auftragsvergaben durch das zuständige Kollegialorgan 

(Gemeinderat bzw. Gemeindevorstand) an ein noch nicht 

bekanntes Unternehmen zu einer noch nicht bekannten 

Angebotssumme unter Festlegung eines Kostenrahmens sind in 

Zukunft zu vermeiden. 

 

Gemäß § 36 Abs. 2 Z. 2 NÖ GO 1973 ist dem Gemeindevorstand 

der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen sowie die 

Vergabe von Leistungen (Herstellungen, Anschaffungen, 

Lieferungen und Arbeiten) im Rahmen des Voranschlages, wenn 

der Wert in der Gesamtabrechnung oder bei regelmäßig  

wiederkehrenden Vergaben der Jahresbetrag 0,5 % der Erträge 

des Ergebnisvoranschlages, höchstens jedoch € 100.000,-- nicht 

übersteigt vorbehalten. 

 

Über die Wertgrenzen hinaus gelten demnach die  

Bestimmungen des § 35 Z. 22 lit. f NÖ GO 1973 wonach der  

Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen sowie die  

Vergabe von Leistungen (Herstellungen, Anschaffungen,  

Lieferungen und Arbeiten) dem Gemeinderat vorbehalten ist. 

 

2.10. Sitzungsprotokolle des Gemeinderates 

 

Die Protokolle des Gemeinderates über öffentliche und nichtöffentliche 

Sitzungen werden gemeinsam in Ordnern aufbewahrt. 

 

Gemäß § 53 Abs. 7 NÖ GO 1973 sind die Sitzungsprotokolle über 

nichtöffentliche Gemeinderatssitzungen gesondert abzulegen. 
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2.11. Prüfungsausschuss 

 

Laut den von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Unterlagen wurden in den 

Jahren 2021 bis 2024 folgende Prüfungen durch den Prüfungsausschuss abgehalten: 

 

Jahr Quartal Termin 
Art d. Prüfung 

angesagt/unvermutet 

2021 1. Quartal 10.03.2021 nicht ersichtlich 

  2. Quartal 16.06.2021 nicht ersichtlich 

  3. Quartal 22.09.2021 nicht ersichtlich 

  4. Quartal 12.11.2021 nicht ersichtlich 

        

2022 1. Quartal 23.02.2022 nicht ersichtlich 

    16.03.2022 angesagt 

  2. Quartal 22.06.2022 nicht ersichtlich 

  3. Quartal Keine   

  4. Quartal Keine   

        

2023 1. Quartal 10.03.2023 angesagt 

  2. Quartal Keine   

  3. Quartal Keine   

  4. Quartal 13.10.2023 angesagt 

    03.11.2023 angesagt 

    24.11.2023 unvermutet 

        

2024 1. Quartal 06.03.2024 angesagt 

  2. Quartal Keine   

 

 

Die erforderliche Mindestanzahl bzw. das vorgeschriebene Intervall der 

durchgeführten Prüfungen des Prüfungsausschusses erfüllt in den Jahren 2022 - 2024 

Jahre nicht die Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung. 

 

Gemäß § 82 Abs. 2 NÖ GO 1973 ist die Überprüfung ist 

mindestens vierteljährlich, davon wenigstens einmal im Jahr 

unvermutet vorzunehmen. 

Ferner ist auf sämtlichen Protokollen zu vermerken, ob die 

Prüfung angesagt oder unvermutet stattgefunden hat. 
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Den Prüfungsausschussprotokollen liegen keine schriftlichen Stellungnahmen des 

Bürgermeisters oder des Kassenverwalters bei. 

 

Künftig haben der Bürgermeister und der Kassenverwalter zu 

den vom Prüfungsausschuss getroffenen Feststellungen 

schriftliche Äußerungen abzugeben bzw. das Prüfungsergebnis 

zur Kenntnis zu nehmen (§ 82 Abs. 3 NÖ GO 1973). 

 

Eine vollständige Prüfung aller Barkassen, Girokonten und Rücklagen wurde in der 

Vergangenheit nur im Rahmen der Prüfung des Rechnungsabschlusses durchgeführt, 

nicht jedoch bei der unvermuteten Prüfung. 

 

Vor allem für die unvermutete Prüfung empfiehlt sich ein Vergleich des Standes der 

Barkassen, der Hauptgirokonten und der Zahlungsmittelreserven (in Summe der 

sogenannte Kassenistbestand) mit dem Kassensollbestand in Form eines Ausdrucks 

eines aktuellen Tagesabschlusses der Buchhaltung (Zahlwegübersicht). 

 

Es wird empfohlen den Kassensollbestand künftig 

entsprechend in den Protokollen des Prüfungsausschusses zu 

dokumentieren. 

 

Bei einer Kassenprüfung ist gemäß § 26 Abs. 1 und 2 NÖ 

Gemeindehaushaltsverordnung wie folgt vorzugehen: 

 

Zu Beginn der Kassenprüfung ist der Kassenistbestand 

festzustellen. Zu diesem Zweck hat der Verantwortliche das 

Bargeld zu zählen und den Stand der Geldkonten bei den 

Bankinstituten durch Vorlage der entsprechenden 

Kontoauszüge nachzuweisen. 

Sodann ist die Buchhaltung abzuschließen und unter 

Zurechnung allfälliger ungebuchter Belege der 

Kassensollbestand zu ermitteln, der dem Kassenistbestand 

gegenüberzustellen ist. 
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3. VERWALTUNGSVERFAHREN (Bauverwaltung und Abgaben) 

 

3.1. BAUVERFAHREN 

 

3.1.1. Akten- und Fristverwaltung 

 

Die Stadtgemeinde verfügt über das Bauprogramm K5 der Firma Gemdat und es sind alle 

Bauverfahren darin erfasst. 

Mit Hilfe des Bauprogramms werden alle außerhalb der Bauausführungsfrist befindlichen 

nicht abgeschlossenen Bauverfahren abgefragt und mit dem zur Verfügung stehenden 

Schreiben fehlende Unterlagen urgiert bzw. die Bauwerber zur Fristverlängerung 

aufgefordert. 

 

Die Fristverwaltung im Bauverfahren kann daher als 

zufriedenstellend bezeichnet werden. 

 

3.1.2. Verwaltungsabgaben und Kommissionsgebühren 

 

Zur Berechnung der Verwaltungsabgaben für Neubauten wird generell nur die bebaute 

Fläche laut Bauplan herangezogen. Es wird daher oftmals nur der Mindestsatz gemäß 

Tarifpost 29 NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif vorgeschrieben (z.B.: Bescheid vom 

12. Juli 2024, BAU-0012/2024). 

 

Gemäß Tarif B 29 Gemeinde-

Verwaltungsabgabenverordnung 1973, ist für eine 

baubehördliche Bewilligung von Neu- und Zubauten eine 

Verwaltungsabgabe für jeden Quadratmeter der neuen 

Geschoßfläche zu berechnen. 

Demnach sind die Geschoßflächen der einzelnen Geschoße 

separat zu ermitteln und sodann zu addieren. Die einzelne 
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Geschoßfläche ergibt sich aus den äußersten Umrissen eines 

Geschoßes. 

Gemäß § 3 Abs. 4 leg. cit. sind Unterkellerungen und 

Dachbodenräume bei Neu- und Zubauten, die lediglich den 

Zwecken sogenannter Parteienkeller oder -böden dienen, nicht 

als Geschosse zu behandeln. In Einfamilienhäusern dienen 

Keller üblicherweise nicht nur Zwecken sogenannter 

Parteienkeller (andere Zwecke z.B. Sportraum, Heizraum, 

Garagen, etc.) und sind daher zur Gänze zu berechnen. 

 

Wird neben dem Wohnhaus auch die Errichtung eines allein bestehenden 

Nebengebäudes (z.B. Bescheid vom 18. Mai 2021, AZ.: BAU-0039/2021) bewilligt, wird 

die Fläche dieses Nebengebäudes zur Geschoßfläche des Wohnhauses addiert und eine 

Verwaltungsabgabe gemäß Tarifpost 29 NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif 

vorgeschrieben. 

 

Werden mit einem Verwaltungsakt mehrere Berechtigungen 

verliehen oder werden mehrere Amtshandlungen zugleich 

vorgenommen, so sind gemäß § 5 Abs. 1 NÖ Landes- und 

Gemeinde-Verwaltungsabgabengesetz die festgesetzten 

Verwaltungsabgaben nebeneinander zu entrichten. 

 

Für die baubehördliche Bewilligung eines allein stehenden 

Nebengebäudes ist somit der Mindestsatz Tarifpost 

B 29 NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif zu verrechnen, da 

die Garage baubehördlich separat bewilligungsfähig war. 

Dieser Mindestsatz beträgt im Jahr 2024 € 113,--. 

 

Mit Bescheid vom 11. Juli 2024, AZ.: BAU-0023/2024, wurde die Bewilligung zum Abbruch 

einer Garage sowie zur Errichtung eines Wintergartens und einer (neuen) Garage erteilt. 

Als Verwaltungsabgaben für diese Bewilligungen wurde zweimal Tarifpost 

30 NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif (Abbruch, bauliche Anlage, 

Geländeveränderung) in der Höhe von jeweils € 74,50 vorgeschrieben. 
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Im vorliegenden Fall wurden neben dem Abbruch keine 

baulichen Anlagen, sondern ein Zubau zu einem Gebäude und 

der Neubau eines Gebäudes bewilligt. 

Es ist daher künftig für diese Erweiterungen – wie auch oben 

ausgeführt – zweimal der Mindestsatz Tarifpost B 

29 NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif zu verrechnen. 

 

Zur Erstellung des bautechnischen Gutachtens im Baubewilligungsverfahren bedient sich 

die Gemeinde eines nichtamtlichen Sachverständigen. Die vom Sachverständigen in 

Rechnung gestellten Kosten werden dem Bauwerber im Baubewilligungsbescheid 

gleichzeitig mit den übrigen Verfahrenskosten als Barauslagen vorgeschrieben. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Festsetzung von Kosten 

für nichtamtliche Sachverständige als Barauslagen unter 

Einhaltung der Gebührenbestimmung gemäß 53a AVG 1991 nur 

dann möglich ist, wenn die Bestellung des Sachverständigen 

gemäß § 52 Abs. 2 und 3 AVG 1991 erfolgt. 

 

Werden diese Verwaltungsverfahren nicht durchgeführt, kann 

für die benötigte Zeit lediglich eine Kommissionsgebühr in der 

Höhe von € 13,80 je angefangener halben Stunde für Tätigkeiten 

außerhalb der Amtsräume (Lokalaugenschein) vorgeschrieben 

werden (§ 1 Abs. 1 Gemeinde-

Kommissionsgebührenverordnung 1978). 

 

 

3.2. ABGABEN (Steuern und Gebühren) 

 

3.2.1. Aufschließungsabgabe 

 

Für das gesamte Gemeindegebiet existiert ein rechtswirksamer Bebauungsplan. 

Aufgrund der seit 30. August 2018 rechtswirksamen Baurechtsnovelle wird nur dann eine 

Ergänzungsabgabe für den Bauklassenkoeffizent 1,25, bzw. entsprechend der 
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höchstzulässigen Bauklasse laut Bebauungsplan, vorgeschrieben, wenn eine 

baubehördliche Bewilligung zur Aufstockung eines Gebäudes erteilt wird. 

Bei allen Zubauten (horizontale Vergrößerung) wird von einer Vorschreibung abgesehen. 

 

Nachstehende Fälle wurden im Rahmen der Abgabeneinschau erhoben. 

Aktenzahl Bauvorhaben Baubewilligung 

Ergänzungsabgabe 

Aufschließungsabgabe 

Betrag in Euro

BAU-0089/2018 Zubau zum Wohnhaus, Errichtung Carport 07.01.2019 3.157,02

BAU-0062/2020 Zubau zum Wohnhaus 18.01.2021 4.011,81

BAU-0116/2020 Errrichtung eines Wintergartens 20.01.2021 3.288,44

BAU-0054/2021 Zubau einer zweigeschossigen Veranda 13.07.2021 6.012,84

BAU-0019/2024 Um- und Zubau Einfamilienhaus 03.07.2024 5.329,39

BAU-0016/-2020 Errrichtung einer neuen Wohneinheit 11.05.2020 6.266,76

somit insgesamt 28.066,25  

 

Gemäß § 39 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014 ist eine 

Ergänzungsabgabe auch dann vorzuschreiben, wenn mit 

Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde eine 

Baubewilligung für einen Neu- oder Zubau eines Gebäudes oder 

einer großvolumigen Anlage erteilt wird und bei einer 

Bauplatzerklärung eine Aufschließungsabgabe vorgeschrieben 

und bei der Berechnung kein oder ein niedrigerer 

Bauklassenkoeffizient angewendet wurde als jener, der der im 

Bebauungsplan nunmehr höchstzulässigen Bauklasse oder 

Gebäudehöhe entspricht. 

 

Auf Grund der am 30. August 2018 rechtswirksam gewordenen 

Baurechtsnovelle ist eine Ergänzungsabgabe aus diesem 

Anlass auch dann vorzuschreiben ist, wenn bei einem bebauten 

Bauplatz noch nie ein Aufschließungsbeitrag, eine 

Aufschließungsabgabe oder eine Ergänzungsabgabe 

vorgeschrieben wurde. 

 

Die oben abgeführten Ergänzungsabgaben sind umgehend 

vorzuschreiben und es ist zu erheben, ob seit 30. August 2018 

in jenen Fällen, wo das Bauvolumen vergrößert wurde, 



- 40 - 

Vorschreibungsanlässe gemäß § 39 Abs. 3 NÖ Bauordnung 

2014 vorliegen; diese sind sodann umgehend nachzuholen. 

Auf die Übergangsbestimmung des § 70 Abs. 1 

NÖ Bauordnung 2014 wird hingewiesen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass für Abgabenanspruche die 

vor dem 1. Jänner 2019 entstanden sind, bereits die 

Festsetzungsverjährung (§ 207 BAO) eingetreten ist. 

 

Ergänzungsabgaben zu Aufschließungsabgaben bei Änderung von Grundstücksgrenzen 

im Bauland wurden nicht immer gesetzeskonform vorgeschrieben. 

 

Beispielsweise wurde mit Bescheid vom 24. März 2023 (Aktenzeichen: GA-605/2023) eine 

Grenzänderung bewilligt, bei welcher sich der Baulandanteil des Bauplatzes A um 23 m² 

um eine Baulandfläche des angrenzenden Grundstückes B von 1.080 m² auf € 1.103 m² 

vergrößerte. Gleichzeitig wurde bei dem 3.493 m² großen Bauplatz C eine Teilfläche im 

Ausmaß von 23 m² abgeteilt und mit dem 1.042 m² großen Grundstück B vereinigt.  

Aufgrund der Infektionstheorie entstanden durch die Änderung der Grundstücksgrenzen 

drei Bauplätze mit 3.470 m², 1.043 m² und 1.103 m². 

Die daraus resultierende Ergänzungsabgabe zur Aufschließungsabgabe wurde noch nicht 

vorgeschrieben. 

 

Durch die Vereinigung der Teilfläche des Bauplatzes C im 

Ausmaß von 23 m² mit dem Grundstück B, erlangte dieses 

aufgrund der Infektionstheorie (§ 11 Abs. 1 Z 3 NÖ Bauordnung 

2014) Bauplatzeigenschaft und es wurde neben dem 

Gesamtausmaß auch die Gesamtanzahl der Bauplätze 

vergrößert.  

 

Die Ergänzungsabgabe im oben angeführten Fall in der Höhe 

von € 21.912,02 ist umgehend vorzuschreiben. 
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Sämtliche seit dem 1. Jänner 2019 (Verjährungszeitraum) 

bewilligten Grenzänderungen sind zu überprüfen und alle 

festgestellten Vorschreibungsanlässe umgehend nachzuholen.  

 

Der Bauplatz A mit der Fläche von 15.959 m² befindet sich im Eigentum der 

Stadtgemeinde Deutsch-Wagram und ist mit einem Kindergarten bebaut. 

Mit Bescheid vom 18. November 2021, AZ.: GA-593/2021, wurde dieser Bauplatz geteilt 

und es entstanden zwei Bauplätze im Ausmaß von 12.906 m² und 3.053 m². 

Eine Ergänzungsabgabe für dieser Grenzänderung wurde bisher nicht vorgeschrieben. 

 

Da sich im vorliegenden Fall die Gesamtanzahl der Bauplätze 

vergrößert hat, muss gegenüber der Stadtgemeinde Deutsch-

Wagram ein Bescheid über die Vorschreibung der 

Ergänzungsabgabe erlassen und der festgesetzte 

Abgabenbetrag im Verrechnungswege vereinnahmt werden. 

 

Für die betroffenen Bauplätze sind laut rechtskräftigen 

Bebauungsplan die Bauklassen I/II und III/IV festgelegt sodass 

zwei Bauklassenkoeffizienten 1,25 und 1,75 angewendet werden 

müssen. 

Zur Berechnung des korrekten Abgabenbetrages wäre daher 

das Einvernehmen mit der Abteilung Bau- und 

Raumordnungsrecht (RU1) herzustellen. 

 

Die Entrichtung von Aufschließungsabgaben wird dem Grundbuchsgericht nicht angezeigt. 

 

Die Gemeinde hat gemäß § 38 Abs. 9 NÖ Bauordnung 2014 die 

Entrichtung der Aufschließungsabgabe dem Grundbuchsgericht 

bekannt zu geben, das diese Tatsache im Gutsbestandsblatt 

ersichtlich zu machen hat. Es ist dadurch auch nach Jahren die 

Entrichtung von Aufschließungsabgaben für ein bestimmtes 

Grundstück einfach nachvollziehbar. 
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3.2.2. Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

 

RA/VA tat.

BetriebsE

RA 2019 1.246.411,33 891.611,03 354.800,30 20.000,00 334.800,30

RA 2020* 1.124.782,18 763.179,01 361.603,17 0,00 361.603,17

RA 2021* 1.280.004,43 981.500,28 298.504,15 32.654,19 265.849,96

RA 2022* 1.211.424,19 1.444.587,57 -233.163,38 522.260,94 -755.424,32 

RA 2023* 1.247.634,12 958.703,86 288.930,26 0,00 288.930,26

Gesamt 6.110.256,25 5.039.581,75 1.070.674,50 574.915,13 495.759,37

VA 2024* 1.325.100,00 1.200.300,00 124.800,00 190.300,00 -65.500,00 

*Erg.HH.

Deckungsgrad 108,83

Legende: WVA - Wasserversorgung

E - Einnahmen exklusive Maastrichtbuchungen

A - Ausgaben exklusive Maastrichtbuchungen

D - Differenz E minus A exklusive Maastrichtbuchungen

Zuf. an a.o.H. bzw. IG - Zuführungen vom ordentlichen Haushalt an den a.o. Haushalt bzw. investive Gebarung

tat. BetriebsE - tatsächliches Betriebsergebnis

Erg.HH-Ergebnishaushalt

WVA - 850

ordentlicher Haushalt-operative Gebarung a.o. Haushalt 850 - Investitionsleistungen

E A D Zuf. an a.o.H bzw. IG

 

 

RA/VA tat.

BetriebsE

RA 2019 2.049.694,26 1.591.117,92 458.576,34 134.714,26 323.862,08

RA 2020* 1.992.626,68 1.538.613,81 454.012,87 0,00 454.012,87

RA 2021* 2.082.871,31 1.785.559,58 297.311,73 60.528,53 236.783,20

RA 2022* 2.117.837,74 1.770.866,09 346.971,65 462.400,00 -115.428,35 

RA 2023* 2.048.520,87 1.932.069,60 116.451,27 0,00 116.451,27

Gesamt 10.291.550,86 8.618.227,00 1.673.323,86 657.642,79 1.015.681,07

VA 2024* 2.522.700,00 2.024.900,00 497.800,00 497.800,00

*Erg.HH

Deckungsgrad 110,95

Legende: ABA - Abwasserbeseitigung

E - Einnahmen exklusive Maastrichtbuchungen

A - Ausgaben exklusive Maastrichtbuchungen

D - Differenz E minus A exklusive Maastrichtbuchungen

Zuf.  o.H. an IG. - Zuführungen vom ordentlichen Haushalt 1/980 an die IG

tat. BetriebsE - tatsächliches Betriebsergebnis

Erg.HH - Ergebnishaushalt

ABA - 851

ordentlicher Haushalt-operative Gebarung
a.o. Haushalt 851 - 

Investitionsleistungen

E A D Zuf. an a.o.H bzw. IG
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Zur Vergleichbarkeit der Rechnungsabschlussdaten wurden in den obigen Tabellen die 

Werte aus 2019 bis 2023 um die Abschreibungen nach der VRV 2015 bereinigt und 

Tilgungen von Darlehen berücksichtigt, sodass es sich hierbei um eine rein cash-mäßige 

Betrachtung handelt. 

 

Im Jahr 2022 wurden die Erweiterung der Wasserversorgungsanlage und des Kanals 

durch Zuführungen aus der operativen Gebarung dem Projekt finanziert, wodurch sich bei 

der Wasserversorgung die bestehende Unterdeckung noch weiter erhöhte. 

 

Zu den Entwicklungen des Gebührenhaushalts Abwasserbeseitigung ist festzuhalten, dass 

die mittelfristig ansteigenden Verbandsbeiträge an den Gemeindeabwasserverband 

Deutsch-Wagram aufgrund der dortigen Darlehensfinanzierung in Höhe von € 7.000.000,-- 

(siehe Berichtspunkt 4.5. „Haftungen“) sich künftig maßgeblich auf der Aufwandsseite und 

damit auf die Kostendeckung des Gebührenhaushaltes bei der Stadtgemeinde auswirken 

werden. 

 

In Anbetracht der in den übrigen Jahren erwirtschafteter 

Überschüsse konnte sowohl beim Gebührenhaushalt 

Wasserversorgung als auch beim Gebührenhaushalt 

Abwasserbeseitigung im Beobachtungszeitraum 2019 bis 2023 

trotz Zuführungen ein positiver Deckungsgrad erzielt werden. 

 

Im Sinne der Willensbildung des Gemeinderates vom 

28. September 2022 (siehe den unter Berichtspunkt 4.5. 

„Haftungen“ zitierten 2. Punkt des Gemeinderatsbeschlusses) 

wäre die Entwicklung der Kostendeckung des 

Gebührenhaushaltes Abwasserbeseitigung laufend zu 

beobachten, um eine nachhaltige Aufrechterhaltung der 

Kostendeckung – insbesondere im Zusammenhang mit den 

durch die geplante Kläranlagenerweiterung ausgelösten 

Finanzierungsfolgekosten, die zu einem erheblichen Anstieg der 

Verbandsbeiträge führen werden – sicherzustellen. 

 

Für den erstmaligen Einbau eines Wasserzählers werden keine Kosten verrechnet. 



- 44 - 

 

Die Kosten für den Aufwand, der der Gemeinde durch den 

Einbau des Wasserzählers entsteht, sind dem 

Liegenschaftseigentümer mit Abgabenbescheid in Rechnung zu 

stellen (siehe § 3 Abs. 4 NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 

1978). 

 

Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanalbenützungsabgabe für den Misch-, 

Schmutz- und Regenwasserkanal (Trennsystem) beträgt ab 1. März 2024 € 3,17. Bei der 

zusätzlichen Einleitung von Niederschlagswässer wird ein Einheitssatz von € 3,49 

vorgeschrieben (z.B. Kundennummer 2572, Bescheid vom 17. April 2024).  

 

Gemäß § 5 Abs. 2 NÖ Kanalgesetz 1977 gelangt ein um 10% 

erhöhter Einheitssatz zur Anwendung, wenn von einer 

Liegenschaft in das Kanalsystem Schmutz- und 

Niederschlagswässer eingeleitet werden. 

 

Bei korrekter Anwendung der gesetzlichen Bestimmung ist 

daher ein Einheitssatz von exakt € 3,487 anzuwenden. 

 

Es wird auf die Rundungsbestimmung des § 204 Abs. 1 BAO 

hingewiesen. 

Demnach ist nicht das Zwischenergebnis (erhöhter 

Einheitssatz) sondern der festgesetzte Abgabenbetrag zu 

runden. 

Dies wäre im Programm auch so vorzusehen. 

 

Auf diese Feststellung ist bei der nächsten Neufestsetzung des 

Einheitssatzes besonders zu achten. 
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3.2.3. Friedhof 

 

RA/VA tat.

BetriebsE

RA 2019 175.100,83 165.881,29 9.219,54 9.219,54

RA 2020* 190.094,32 171.241,31 18.853,01 18.853,01

RA 2021* 196.085,67 183.908,72 12.176,95 12.176,95

RA 2022* 227.937,96 182.593,82 45.344,14 45.344,14

RA 2023* 211.203,98 280.877,33 -69.673,35 -69.673,35 

Gesamt 1.000.422,76 984.502,47 15.920,29 0,00 15.920,29

VA 2024* 201.300,00 297.500,00 -96.200,00 0,00 -96.200,00 

*Erg.HH

Deckungsgrad 101,62

Legende: E - Einnahmen exklusive Maastrichtbuchungen

A - Ausgaben exklusive Maastrichtbuchungen

D - Differenz E minus A exklusive Maastrichtbuchungen

Zuf. an a.o.H. bzw . IG - Zuführungen vom ordentlichen Haushalt an den a.o. Haushalt bzw . investive Gebarung

tat. BetriebsE - tatsächliches Betriebsergebnis

Erg.HH - Ergebnishaushalt

Friedhof - 817

ordentlicher Haushalt - operative Gebrarung a.o. Haushalt 817 - Investitionsleistungen

E A D Zuf. o.H 

 
 
 
 
Zur Vergleichbarkeit der Rechnungsabschlussdaten wurden in obiger Tabelle die Werte 

aus 2019 bis 2023 um die Abschreibungen nach der VRV 2015 bereinigt und Tilgungen 

von Darlehen berücksichtigt, sodass es sich hierbei um eine rein cash-mäßige 

Betrachtung handelt. 

 

Wie aus der vorstehenden Tabelle ersichtlich, ist der Friedhofsgebührenhaushalt seit dem 

Jahr 2023 nicht mehr kostendeckend. Hauptverantwortlich für die besehenden 

Mehrausgaben sind die bereits im Jahr 2022 begonnene Errichtung einer Urnenwand, im 

Jahr 2023 wurden neue Gräber angelegt und die dafür erforderlichen Fundamente 

hergestellt. 

Auf Grund der in den Vorjahren erwirtschafteten Überschüsse konnte auch am 

Friedhofssektor im Beobachtungszeitraum 2019 bis 2023 noch ein knapp positiver 

Deckungsgrab erzielt werden. 

 

Die letztmalige Anpassung der Friedhofsgebühren erfolgte mit Rechtswirksamkeit 1. 

Februar 2016. 
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Die Friedhofsgebühren sind in jedem Fall neu zu kalkulieren. 

Dabei ist anzustreben, dass nach Wegfall der aktuellen 

Investitionskosten der Friedhofsgebührenhaushalt wieder 

Überschüsse erwirtschaftet und damit die operative Gebarung 

zumindest teilweise refinanziert wird. 

 

Im § 6 der derzeit gültigen Friedhofsgebührenordnung (in Rechtskraft seit 1. Jänner 2021) 

wurde die Gebühr für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) je angefangenen 

Tag mit € 60,-- und die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungshalle je angefangenen 

Tag mit € 140,-- festgesetzt.  

 

Im Zuge einer Beerdigung wird für den Tag der feierlichen Verabschiedung nur die Gebühr 

für die Benützung der Aufbahrungshalle vorgeschrieben, obwohl an diesem Tag auch die 

Leichenkammer (Kühlanlage) benutzt wurde (z.B. Kundennummer 8166). 

 

Da die Gebühren für die Benützung der Kühlanlage und der 

Aufbahrungshalle für jeden angefangenen Tag zu entrichten 

sind und am Tag der feierlichen Verabschiedung beide 

Einrichtungen benutzt werden, sind künftig für diesen Tag beide 

Gebühren vorzuschreiben. 

 

3.2.4. Kommunalsteuer 

 

Die über die Plattform „Finanz-Online“ zur Verfügung stehenden Dienstgeberbeiträge 

werden abgefragt, aber nicht mit den von den kommunalsteuerpflichtigen Betrieben 

erklärten und entrichteten Steuern verglichen. 

 

Die Höhe der vom Finanzamt im Februar jeden Jahres 

übermittelten Dienstgeberbeiträge wird grundsätzlich von 

derselben Bemessungsgrundlage wie jene der Kommunalsteuer 

errechnet. Der Dienstgeberbeitrag beträgt seit 1. Jänner 2018 

3,9% bzw. 3,7%, die Kommunalsteuer 3% dieser 

Bemessungsgrundlage. 
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Es wird daher empfohlen, die Kommunalsteuer anhand der 

Dienstgeberbeitragsliste unter Verwendung des zur Verfügung 

stehenden Programms der Firma Gemdat laufend zu 

kontrollieren und etwaige Abweichungen aufzuklären bzw. 

nachzufordern. 

 

Bei unrichtiger Steuerklärung oder nicht vollständiger 

Steuerentrichtung ist gemäß § 11 Abs. 3 Kommunalsteuergesetz 

ohne Berichtigung der Kommunalsteuererklärung ein 

Kommunalsteuerbescheid zu erlassen. 

 

3.2.5. Gebrauchsabgabe 

 

Die Gebrauchsabgabe für das Aufstellen von Zeitungsverkaufseinrichtungen wird fallweise 

verspätet entrichtet.  

So wurde zum Beispiel die Gebrauchsabgabe vom Zeitungsverlag „Mediaprint“ für das 

Jahr 2023 erst am 21. Juli 2023 entrichtet.  

Für das Jahr 2024 wurden noch keine Lastschriftanzeigen ausgesandt bzw. die 

Gebrauchsabgabe entrichtet.  

  

Die Gebrauchsabgabe ist für jedes Kalenderjahr bis spätestens 

Ende März im Vorhinein zu entrichten (§ 12 

NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973).  

 

3.2.6. Hundeabgabe  

 

Die Hundeabgaben für alle übrigen Hunde und für Hunde mit erhöhtem 

Gefährdungspotential betragen seit 1. Jänner 2011 jährlich € 24,-- bzw. € 66,-- pro Hund. 

 

Da sich die Kosten für die Betreuung der Sackspender und der 

Reinigung von öffentlichen Flächen seither erhöht haben, 

sollten die Hundeabgaben angepasst werden. 
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Gibt ein Hundehalter nach der Vorschreibung der Hundeabgabe für das laufende Jahr 

bekannt, dass der Hund bereits im Vorjahr verstorben ist, wird die Hundeabgabe 

ausgebucht und auf die Einhebung verzichtet (z.B. Kundennummern: 14692 ausgebucht 

im Jänner 2024). 

 

Bei der Hundeabgabe entsteht der Abgabenanspruch jedes Jahr 

mit 1. Jänner. Fällig zur Zahlung wird die Abgabe erst am 

15. Februar.  

 

Nach § 4 Abs. 9 NÖ Hundeabgabegesetz 1979 ist hinsichtlich 

jedes Hundes, welcher abgegeben worden, 

abhandengekommen oder eingegangen ist, bei der 

Abgabenbehörde schriftlich eine Meldung zu erstatten und die 

Hundeabgabemarke abzugeben. Solange diese Meldung nicht 

erfolgt ist, besteht die Abgabepflicht weiter.  

 

Wird daher der Hund erst ab 1. Jänner abgemeldet, so ist die 

Hundeabgabe noch für das ganze laufende Jahr zu entrichten.  

 

In der Gemeinde werden 26 Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential gehalten. Es 

liegen nicht in allen Fällen Nachweise der erforderlichen Sachkunde des Hundehalters vor. 

Über den Abschluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung liegen gar keine 

aktuellen Nachweise vor.  

 

Gemäß § 13 Abs. 1 NÖ Hundehaltegesetz haben Personen, die 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens (29. Januar 2010) einen oder 

mehrere Hunde gemäß § 2 halten, binnen sechs Monaten nach 

Inkrafttreten des Gesetzes die Anzeige an die Gemeinde gemäß 

§ 4 unter Anschluss der erforderlichen Nachweise vorzulegen. 

Die Vorlage des Nachweises der erforderlichen Sachkunde 

gemäß § 4 Abs. 2 ist nicht notwendig, wenn der Hund zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes älter als acht Jahre 

ist.   
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Gemäß § 4 Abs. 1 NÖ Hundehaltegesetz ist das Halten von 

Hunden gemäß § 2 vom Hundehalter oder der Hundehalterin bei 

der Gemeinde, in der der Hund gehalten wird oder gehalten 

werden soll, unverzüglich unter Anschluss u.a. eines 

Nachweises der erforderlichen Sachkunde zur Haltung dieses 

Hundes sowie einer ausreichenden Haftpflichtversicherung 

anzuzeigen. Das Halten eines Hundes gemäß § 2 und § 3 ohne 

Nachweis der erforderlichen Sachkunde zur Haltung eines 

derartigen Hundes sowie ohne die erforderliche 

Haftpflichtversicherung stellt gemäß § 10 Abs. 1 Z 4 und Z 5 NÖ 

Hundehaltegesetz eine Verwaltungsübertretung dar.  

 

Die Halter von Hunden mit erhöhtem Gefährdungspotential 

sollten demzufolge angehalten werden, eine vollständige 

Anzeige gemäß § 4 NÖ Hundehaltgesetz bei der Gemeinde 

einzubringen.  

 

Von der Abgabenbehörde wird für derzeit zwei Hunde die Hundeabgabe für Nutzhunde 

von jährlich € 6,54 pro Hund eingehoben, obwohl keine Bescheide zur Anerkennungen als 

Nutzhunde erlassen wurden.  

 

Gemäß § 5 Abs. 1 NÖ Hundeabgabegesetz 1979, ist die 

Anerkennung eines Hundes als Nutzhund bei der 

Abgabenbehörde innerhalb der Fälligkeitsfrist schriftlich zu 

beantragen.  

 

Die Abgabenbehörde hat in dem Bescheid, mit dem über den 

Antrag entschieden wird, die Höhe der Hundeabgabe 

festzusetzen.  

 

Dies wäre künftig zu beachten.   
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3.3. ABGABENEINHEBUNG 

 

3.3.1. Mahnwesen 

 

In der folgenden Tabelle sind die Außenstände der Grund- und Hausbesitzabgaben sowie 

der Hundeabgabe mit Stand 31. Dezember 2023 (RA 2023) ausgewiesen: 

 

RA 2021 Ertragskonto  Kundenforderungen Prozente

Grundsteuer A 49.368,81 -3.969,21 -8,04%

Grundsteuer B 609.754,46 19.933,04 3,27%

Wasserbezugsgebühren 760.784,37 16.614,96 2,18%

Bereitstellungsgebühren 215.000,50 7.104,88 3,30%

Kanalbenützungsgebühren 1.893.796,75 58.858,52 3,11%

Hundabgabe 21.395,08 895,16 4,18%

Summen 3.550.099,97 99.437,35 2,80%

Rückstände Hausbesitzabgaben

 

 

Die Außenstände werden nach dem ersten Fälligkeitstermin in Form einer 

Zahlungserinnerung ohne Vorschreibung von Nebengebühren (Mahngebühren und 

Säumniszuschlägen) eingefordert.  

 

Werden die Abgabenrückstände auch dann nicht entrichtet, wird von der Gemeinde eine 

Mahnung inkl. Nebengebühren ausgefertigt.  

 

Gegen Ende jeden Jahres wird ein Rückstandsausweis ausgestellt und das gerichtliche 

Vollstreckungsverfahren beantragt. Bei allen längerfristigen Abgabenschuldigkeiten (z.B. 

Kundennummern 1493, 636, 217, 909, 1120, 2673, 4080) ist bereits ein 

Exekutionsverfahren anhängig. 

 

Es wäre auch weiterhin ein besonderes Augenmerk auf die 

Einforderung von Abgabenrückständen zu lenken und diese 

niedrig zu halten. 

 

Effiziente Einbringungsmaßnahmen (Rückstandsausweis und 

Exekution) sollten künftig im Anlassfall etwas früher ergriffen 

werden.  



- 51 - 

3.3.2. Zahlungserleichterungen 

 

Derzeit bestehen keine bewilligten Ratenzahlungen. 

 

Mehreren Liegenschaftseigentümern, wie beispielsweise den Kundenummern 852 und 

2023, wurde jedoch formlos bewilligt, den aushaftenden Rückstand durch Monatsraten in 

der Höhe von € 200,-- abzubauen. Ein Gemeindevorstandsbeschluss wurde nicht gefasst 

und eine bescheidmäßige Erledigung liegt nicht vor.  

Auch von der Vorschreibung von Stundungszinsen wurde Abstand genommen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Gewährung einer 

Zahlungserleichterung (Ratenzahlung, Stundung) in jedem 

Einzelfall ein schriftlicher Antrag, in dem der Abgabepflichtige 

die Voraussetzungen gemäß § 212 BAO (erhebliche Härte, keine 

Gefährdung der Einbringlichkeit) darzulegen hat und eine 

Bewilligung des Stadtrates erforderlich ist. 

 

Es sind daher künftig die Verfahren zur Bewilligung von 

Zahlungserleichterungen gesetzeskonform durchzuführen bzw. 

erforderliche Stadtratsbeschlüsse nachzuholen und die 

Bewilligungen der Ratenzahlung gemäß § 92 BAO mit 

Abgabenbescheid auszusprechen.  

 

Dabei sollten die Raten und das Zahlungsziel so festgesetzt 

werden, dass der Schuldenabbau in einer absehbaren Zeit, 

jedenfalls aber innerhalb des Verjährungszeitraums möglich ist.  

 

Weiters sollte zur Sicherung der Einbringung die Einrichtung 

eines Einziehungsauftrages nahegelegt werden. 

 

Für die Bewilligung der Ratenzahlungen sind jedenfalls gemäß 

§§ 212 und 212b leg.cit. Stundungszinsen in Höhe von 6% pro 

Jahr für jene Abgabenschulden von mehr als € 200,-- 

vorzuschreiben und einzuheben.  
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In all jenen Fällen, wo auf Mahnungen nicht reagiert wird bzw. 

auch bei Nichteinhaltung der Ratentermine und wenn keine 

Voraussetzung zur Abstandnahme nach § 206 Abs. 1 lit. a BAO 

vorliegt, sollte versucht werden, die Rückstände gerichtlich 

einzufordern. 

 

 

3.4. SONSTIGE FESTSTELLUNGEN 

 

3.4.1. Innere Organisation 

 

Entsprechend der derzeit bestehenden Arbeitsverteilung erfolgt die Flächenberechnung 

und Erlassung aller Abgabenbescheide aus den Bereichen Wasserversorgung und 

Abwasserbeseitigung in der Buchhaltung unter Verwendung der im Bauamt in den 

Bauakten befindlichen Einreichplänen. 

Hinsichtlich personeller Zuordnung ist derzeit die Buchhaltung durch zwei Vollzeitkräfte 

und eine Teilzeitkraft, das Bauamt durch zwei Vollzeitkräfte und zwei Teilzeitkräfte besetzt. 

 

Nach Ansicht der Aufsichtsbehörde sollten alle 

Flächenberechnungen im Bauamt durchgeführt werden. Dies 

wäre nicht nur wegen der dort befindlichen Unterlagen sinnvoll, 

es könnten Geschoßflächen für die Verwaltungsabgaben 

zumindest teilweise themenübergreifend für die 

Berechnungsflächen für die Wasseranschlussabgabe, 

Kanaleinmündungsabgabe und Kanalbenützungsgebühr 

verwendet werden. 

 

Es wird daher nahegelegt, die entsprechenden 

Umstrukturierungen durchzuführen. 
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4. FINANZLAGE 

 

4.1. Haushaltspotential 

 

4.1.1. Haushaltspotential - Begriffserklärungen 

 

Sämtliche Gebarungsfälle einer Gemeinde werden auf Grundlage der Voranschlags- und 

Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) in einem Dreikomponentensystem – 

bestehend aus Ergebnisrechnung, Finanzierungsrechnung und Vermögensrechnung – 

erfasst und ausgewiesen. In diesem System sind finanzwirksame Überschüsse oder 

Fehlbeträge zwar ausgewiesen (SA 5), inwieweit diese jedoch aus Eigen- oder 

Fremdmitteln entstanden sind bzw. zweckgebundene Fördermitteln darin enthalten sind 

und diese für andere Bereiche nicht zur Verfügung stehen oder wie hoch der 

Eigenmittelanteil der Gemeinde tatsächlich daran ist, lässt sich nicht unmittelbar ableiten. 

Dies ist jedoch umso wichtiger, da für die Gemeinden nach wie vor das so genannte 

„Einzeldeckungsprinzip“ gilt (d.h. Darlehen dürfen nur für Investitionszwecke 

aufgenommen werden) sowie die Verpflichtung besteht den Schuldendienst für 

bestehende Darlehen laufend aus Eigenmitteln zu leisten. Die notwendigen Informationen 

können jedoch aus dem in der NÖ Gemeindehaushaltsverordnung (NÖ GHVO) geregelten 

Haushaltspotential (HP) gewonnen werden. Dieses ist jedoch kein integrierter Bestandteil 

des Dreikomponentensystems. 

  

Das HP bemisst die frei verfügbaren Eigenmittel mit denen finanzwirksame Rücklagen 

gebildet bzw. Investitionen durch Zuweisung von der operativen Gebarung bedeckt 

werden können und entspricht dem aus der VRV 1997 bekannten Soll-Überschuss bzw. 

Soll-Fehlbetrag des ordentlichen Haushaltes. Sollte das jährliche bzw. verfügbare 

Haushaltspotential einen negativen Betrag ausweisen, bedeutet dies, dass bei der 

Gemeinde Liquiditätsprobleme bestehen (ist gleichzusetzen mit einem Haushaltsabgang 

auf Grundlage der VRV 1997). Daher sind auch dann keine Eigenmittel der Gemeinde 

mehr vorhanden, um damit Investitionen zu finanzieren oder finanzwirksame Rücklagen zu 

bilden. 

 

Die Berechnung des jährlichen HP basiert auf einer in der NÖ GHVO geregelten 

komplexen Berechnungsformel und wird automatisch durch die Buchhaltungssoftware 
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ermittelt. Das jährliche HP ist insofern auch von Bedeutung, da dieser Wert als 

Ausgangspunkt für die Berechnung der Finanzspitze (siehe Berichtspunkt 4.2.) 

herangezogen wird. 

 

Nachfolgend zu den HP-Begriffen Erläuterungen im Vergleich zur VRV 1997: 

 

jährliches HP = Überschuss/Fehlbetrag aus ordentlichen Einnahmen und Ausgaben des 

laufenden Jahres OHNE der Abwicklung des Vorjahres (Sollüberschuss/Sollfehlbetrag) 

 

verfügbares HP = Überschuss/Fehlbetrag aus ordentlichen Einnahmen und Ausgaben 

des laufenden Jahres MIT der Abwicklung des Vorjahres (Sollüberschuss/Sollfehlbetrag) 

 

kumuliertes HP = Verbleibender Überschuss oder Fehlbetrag des ordentlichen 

Haushaltes nach der Entnahme/Zuführung von/zu Rücklagen sowie den Zuführungen vom 

ordentlichen Haushalt an den außerordentlichen Haushalt 

  

Für die Berechnung des Haushaltspotentials ist es von größter  

Bedeutung, dass Buchungen auf den richtigen Kontengruppen 

im Sinne der VRV 2015 erfolgen und die richtigen Projektcodes 

gemäß NÖ GHVO vergeben werden. Darauf ist stets höchstes 

Augenmerk zu legen. In diesem Zusammenhang wird auf das 

Rundschreiben zum Haushaltspotential (IVW3-LG-7100010/086-

2021) vom 23. Juni 2021 hingewiesen. 

 

4.1.2. Kumuliertes Haushaltspotential – Entwicklung 

 

Das kumulierte HP hat sich in den Jahren 2020 bis 2023 wie folgt entwickelt: 

 

RA2020: € + 1.922.528.53   

RA2021: € + 1.842.423,17    

RA2022: € + 2.017.559,66 

RA2023 - relativierter Wert (siehe Berichtspunkt 2.5.1.): € + 1.904.435,34  
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Damit stehen der Stadtgemeinde mit Ende 2023 beträchtliche Eigenmittel und demnach 

eine finanzielle Reserve zur Verfügung. 

 

4.1.3. Jährliches, verfügbares und kumuliertes Haushaltspotential laut 

1. Nachtragsvoranschlag 2024 

 

Das jährliche HP laut 1. NTVA2024 ist mit € - 842.800,-- (Ausgangsbasis für die 

Berechnung der Finanzspitze; siehe Erläuterungen unter Berichtspunkt 4.2.1.) deutlich 

negativ. Mit dem aus dem Vorjahr übernommenen HP in Höhe von € 2.115.100,-- kann 

diese Lücke aus eigener Kraft kompensiert werden und verbleibt ein Endbestand an 

kumulierten HP in Höhe von € + 1.490.400,--. Dieser Wert ist aufgrund der unter 

Berichtspunkt 2.5.1. behandelten notwendigen HP-Korrektur um € 210.700,-- nach unten 

zu relativieren. 

 

4.2. Kreditfähigkeit, Finanzspitze 

 

4.2.1. Finanzspitze - Begriffserklärung 

 

Ausgangsbasis für die Ermittlung der Finanzspitze, die in der Regel anhand des jeweiligen 

Voranschlages/Nachtragsvoranschlages erfolgt, ist das automatisiert berechnete jährliche 

Haushaltspotential (siehe Berichtspunkt 4.1.1.). Bei der individuellen Berechnung der 

Finanzspitze wird das jährliche Haushaltspotential primär um einmalige und 

überdurchschnittliche Gebarungen bereinigt und werden etwaige hinzukommende 

laufende finanzwirksame Erträge und Aufwendungen hinzugerechnet bzw. in Abzug 

gebracht. Damit repräsentiert die Finanzspitze jenen finanzwirksamen Freiraum, der für 

zusätzliche laufende Belastungen (z.B. Darlehensverpflichtungen, Leasingverpflichtungen) 

verwendet werden kann. 

Der Finanzspitzenwert sollte grundsätzlich positiv sein („freie Finanzspitze“). 

Ein negativer Wert („negative Finanzspitze“) deutet bereits auf eine Überbelastung und 

damit eine angespannte finanzielle Situation hin. Damit sind keine neuen Belastungen 

mehr möglich, d.h. es ist aktuell keine Kreditfähigkeit gegeben. 
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4.2.2. Finanzspitze laut 1. Nachtragsvoranschlag 2024 

 

Anhand des 1. Nachtragsvoranschlages 2024 wurde eine negative Finanzspitze in Höhe 

von rd. € - 465.000,-- ermittelt und liegt demnach aktuell keine Kreditfähigkeit vor. 

 

Es besteht insbesondere unter Einrechnung 

 der unter Berichtspunkt 4.3. angeführten neuesten Prognose im Bereich der 

Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben; 

 der Finanzierungsfolgekosten für das Kindergartendarlehen Ferdinand Freiligrath-

G. 29 in Höhe von € 2.360.000,-- (siehe Berichtspunkt 4.4.); 

eine Überbelastung. 

 

Rechnet man den im Mittelfristigen Finanzplan dargestellten weiteren Anstieg der an den 

Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram künftig zu leistenden Verbandsbeiträge 

(siehe Berichtspunkt 4.5.) im Ausmaß von rd. € 225.000,-- (Vergleich Voranschlagsjahr 

2024 mit Planjahr 2028) schon zum jetzigen Zeitpunkt mit ein, erhöht sich die 

Überbelastung dementsprechend noch weiter auf € - 690.000,--. 
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4.3. Entwicklung der eigenen Steuern, Ertragsanteile sowie Umlagen, 

Bedarfszuweisungen I 

 

Bei stetig steigenden Einwohnern mit Hauptwohnsitz (Wohnbevölkerung laut Statistik 

Austria zum Stichtag 31.10. – 2018: 8.781, 2019: 8.917, 2020: 9.023, 2021: 9.108, 2022: 

9.170) zeigen sich folgende Entwicklungen im Bereich der Ertragsanteile und an das Land 

NÖ abzuliefernden Umlagen: 

 

RA / NTVA RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 1. NTVA 2024 

Bruttoertragsanteile 6.835.741 8.076.311 9.370.674 9.144.745 9.480.000 

Berufschulerhaltungsbeitrag 88.920 85.860 63.800 77.280 51.800 

Wohnsitzgemeindebeitrag Sozialhilfe 82.182 72.879 72.629 83.347 88.600 

Sozialhilfeumlage 1.168.379 1.296.143 1.408.553 1.583.147 1.780.000 

Jugendwohlfahrtsumlage 172.329 246.000 268.760 303.888 350.000 

Nökas (Zweckaufwand + Verwaltungsaufwand) 2.216.719 2.436.817 2.568.759 2.620.931 2.808.000 

Einbehalte Summe 3.728.530 4.137.700 4.382.502 4.668.593 5.078.400 

Nettoertragsanteile 
(NEA = Bruttoertragsanteile abzüglich 
Einbehalte) 

3.107.211 3.938.611 4.988.172 4.476.152 4.401.600 

 

 

Durch die starke Inflation sind die Steuereinnahmen und damit die Ertragsanteile an den 

gemeinschaftlichen Bundesabgaben um rd. € 2.644.000,-- deutlich angestiegen. 

Jedoch sind im Beobachtungszeitraum auch die Umlagen um rd. € 1.349.000,-- gestiegen, 

sodass sich die Nettoertragsanteile um rd. € 1.294.000,-- erhöht haben. 

Bei diesen Entwicklungen ist im Bereich der Nettoertragsanteile jedoch kein linearer 

Anstieg gegeben, sondern ist vom Jahr 2022 auf die Jahre 2023 bzw. 2024 ein Rückgang 

im Bereich von ca. € 500.000,-- p.a. zu verzeichnen. 

 

Mit Rundschreiben der Abteilung Gemeinden des Amtes der NÖ Landesregierung vom 

25. Juli 2024 wurden die NÖ Gemeinden über folgende Aktualisierung in Kenntnis gesetzt, 

die bei der erfolgten Finanzspitzenberechnung für die Stadtgemeinde (siehe Berichtspunkt 

4.2.2.) bereits eingepreist wurde: 

 

„Mit dem Schreiben IVW3-ALLG-5180002/046-2023 vom 24.10.2023 und vom 17.11.2023  

wurden Ihnen die voraussichtlichen Voranschlagsdaten für das Jahr 2024 übermittelt.  
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Hierbei wurden die voraussichtlichen Einnahmen an den Abgabenertragsanteilen laut  

Prognose des Bundesministeriums für Finanzen vom Oktober 2023 errechnet. 

 

Laut der neuen Prognose des Bundesministeriums für Finanzen vom Juli 2024 ist im  

Vergleich mit der Oktober-Prognose 2023 mit einer Verminderung der 

Abgabenertragsanteile im Jahr 2024 von bis zu 1,9 % zu rechnen. 

 

Es wird daher empfohlen, im Falle einer geplanten Erstellung eines 

Nachtragvoranschlages für das Haushaltsjahr 2024 die neuen Prognosedaten der 

Abgabenertragsanteile mitzuberücksichtigen.“ 

 

Bei der künftigen Erstellung eines 2. Nachtragsvoranschlages 

2024 wäre die zitierte Aktualisierung daher in den Budgetzahlen 

einzuarbeiten. 

 

Bei den ausschließlichen und geteilten Abgaben zeigt sich folgende Entwicklung: 

 

RA / NTVA RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 1. NTVA 2024 

Grundsteuer A + B 659.477 616.916 648.889 662.484 658.400 

Kommunalsteuer 2.144.384 2.321.743 2.502.180 2.751.984 2.985.000 

Aufschließungsbeiträge 139.793 270.522 333.875 146.484 100.000 

Gebrauchsabgabe 116.784 111.350 135.814 138.903 135.700 

Fremdenverkehrsabgaben 48.466 2.673 9.858 877 2.700 

diverse andere Steuern bzw. Abgaben und 
Ersätze 54.940 107.579 161.646 114.735 142.500 

Ausschließliche und geteilte 
Gemeindeabgaben 
Summe 

3.163.844 3.430.783 3.792.262 3.815.467 4.024.300 

 

 

Bei den ausschließlichen Gemeindeabgaben stellt die Kommunalsteuer mit einer stetig 

positiven Entwicklung eine wichtige Säule der Finanzierung des Gemeindehaushalts dar. 

 

Die Bedarfszuweisungen I zum Finanzkraftausgleich entwickelten sich auf Basis der obig 

angeführten Bevölkerungsentwicklung wie folgt: 
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RA / NTVA RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 1. NTVA 2024 

Bedarfszuweisungen I 230.990 222.010 131.245 136.728 91.900 

 

 

Ergänzend wird festgehalten, dass der Stadtgemeinde Ende des Jahres 2022 von der NÖ 

Landesregierung mit Beschluss vom 13. Dezember 2022 Beihilfen im Rahmen des blau-

gelben Entlastungspaketes in Gesamthöhe von € 426.884,55 zwecks Abfederung der 

Auswirkung der Teuerung bewilligt wurden. 

 

4.4. Schulden 

 

Im Zeitraum 2020 bis 2024 entwickelten sich der Stand der Schulden sowie der jährliche 

zu leistende Schuldendienst wie folgt: 

 

                                 SCHULDEN 

RA / VA Stand Schuldendienst 

RA 2020 15.300.112,41 1.219.248,23 

RA 2021 13.805.199,76 1.622.022,32 

RA 2022 12.972.483,24 1.596.589,03 

RA 2023 12.562.539,94 1.621.903,64 

1. NTVA2024 13.620.000,00 1.762.100,00 

 

 

Nach einem Rückgang der Verschuldung in den Jahren 2020-2023 steigt diese aufgrund 

der Darlehensaufnahme in Höhe von € 2.360.000,-- für den Kindergarten Ferdinand 

Freiligrath-G. 29 (genehmigungsfrei gemäß § 90 Abs. 4 Z. 2 in Verbindung mit § 90 Abs. 4 

Z. 10 NÖ GO 1973) im Jahr 2024 wieder an. Der künftig für dieses Darlehen zu leistende 

Schuldendienst ist aus der Entwicklungsübersicht noch nicht ersichtlich, da dieser in voller 

Höhe erst ab dem Jahr 2025 einsetzt. Dazu wird angemerkt, dass den diesbezüglichen 

künftigen Kreditannuitäten laufende Annuitätenzuschüsse aus dem NÖ Schul- und 

Kindergartenfonds gegenüberstehen werden. 

 

Die Zusammensetzung des Schuldenstandes nach Verschuldung ohne die Abschnitte 85-

89 („ohne A85-89“) und der Verschuldung im Bereich der Abschnitte 85-89 (d.h. im 
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Bereich der Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit) und die diesbezüglichen 

Entwicklungen werden nachfolgend aufgelistet: 

 

                                 SCHULDEN   

RA / VA ohne A85-89 A85-89 GESAMT 

RA 2020 8.411.743,54 6.888.368,87 15.300.112,41 

RA 2021 7.476.523,80 6.328.675,96 13.805.199,76 

RA 2022 7.179.646,92 5.792.836,32 12.972.483,24 

RA 2023 7.249.053,24 5.313.486,70 12.562.539,94 

1. NTVA2024 8.767.200,00 4.852.800,00 13.620.000,00 

 

Der Schuldendienst entwickelte sich wie folgt: 

 

                                 SCHULDENDIENST   

RA / VA Tilgung Zinsen Schuldendienst 

RA 2020 1.130.666,58 88.581,65 1.219.248,23 

RA 2021 1.494.912,65 127.109,67 1.622.022,32 

RA 2022 1.451.716,52 144.872,51 1.596.589,03 

RA 2023 1.369.943,30 251.960,34 1.621.903,64 

1. NTVA2024 1.466.700,00 295.400,00 1.762.100,00 

 

Der gesamte Schuldendienst hat sich im Beobachtungszeitraum um rd. € 543.000,-- 

erhöht. 

Wenn man die Zinsen gesondert betrachten sind diese um rd. € 207.000,-- angestiegen. 
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Nachfolgend Grafiken betreffend Zusammensetzung der Schulden und die 

Zinsentwicklung: 
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4.5. Haftungen 

 

Im Haftungsbereich liegt folgende Entwicklung vor: 

 

RA Stand Haftungen Haftung für 

RA 2020 230.867,92 Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram 

RA 2021 210.792,44 Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram 

RA 2022 190.716,96 Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram 

RA 2023 170.641,48 Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram 

 

Der Stand der Haftungen wird in den nächsten Jahren aufgrund folgenden Sachverhalts 

ansteigen: 

 

Im Zusammenhang mit der geplanten Kläranlagenerweiterung durch den 

Gemeindeabwasserverband (GAV) Deutsch-Wagram (Ausbau auf 18.000 

Einwohnergleichwerte mit der Option einer späteren weiteren Erweiterung auf 22.000 

Einwohnergleichwerte) wurde in der Gemeinderatssitzung am 28. September 2022 unter 

TOP 5 die Übernahme der Haftung als Bürge und Zahler gemäß § 1357 ABGB bis 

31.12.2051 für die Aufnahme eines Darlehens des GAV Deutsch-Wagram bei der 

UniCredit Bank Austria AG bis zu einer maximalen Höhe von € 7.000.000,-- beschlossen. 

Gleichzeitig wurde in diesem Zusammenhang vom Gemeinderat als 2. Punkt beschlossen, 

dass die Bedeckung eines eventuell anfallenden Abganges bei der Abwasserbeseitigung 

der Stadtgemeinde Deutsch-Wagram durch Anpassung der Kanalabgaben und 

Kanalgebühren erfolgt. Eine allfällige Anpassung wird dem Gemeinderat gesondert zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Die vom Gemeinderat beschlossene Haftungsübernahme 

bedarf daher im Sinne des § 90 Abs. 4 Z. 7 leg.cit. keiner aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung. 

 

Ab der schrittweisen Zuzählung des Darlehens durch den Gemeindeverband, die bis dato 

insbesondere aufgrund der zeitlichen Verzögerung des Projektes noch nicht erfolgte, wird 

sich der Haftungsstand der Stadtgemeinde demnach entsprechend erhöhen und werden 

die von der Stadtgemeinde an den GAV zu leistenden Verbandsbeiträge (Kostenersätze 

laut Satzung) aufgrund der zu bedeckenden Kreditannuitäten deutlich ansteigen. Aktueller 

Projektstand beim GAV ist, dass die wasserrechtliche Bewilligung vorliegt (von der 

Wasserrechtsbehörde wurde als Termin für die Bauvollendung der 31.12.2026 festgelegt) 
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und laut Information der Verbandsverwaltung aktuell erst die Vorbereitung für die 

Ausschreibung der Detailplanungsleistungen erfolgt. Die im Jahr 2022 vom GAV 

beschlossene Darlehensaufnahme und die diesbezüglich vom Gemeinderat der 

Stadtgemeinde beschlossene Haftungsübernahme stützen sich auf eine 

Grobkostenschätzung. 

Eine Fördereinreichung bei den maßgeblichen Bundes- und Landesstellen wird nach der 

Detailplanungs- und Ausschreibungsphase erfolgen. 

 

4.6. Leasingverbindlichkeiten 

 

Neben Finanzierungsleasing für mehrere Fahrzeuge hat die Stadtgemeinde den 

Mittelschulneubau mittels Operation Leasing finanziert. Hier zeigt sich folgende 

ansteigende Entwicklung der zu leistenden Leasingrate: 

 

RA / NTVA Gesamtkosten Kumulierte Restzahlung Leasingentgelt p.a. 

RA 2020 7.183.000,00 4.508.829,72 216.490,85 

RA 2021 7.183.000,00 4.288.176,87 220.652,65 

RA 2022 7.183.000,00 4.070.685,27 221.503,79 

RA 2023 7.183.000,00 3.892.743,31 342.000,00 

 

Ein jährliches Leasingentgelt in Höhe von € 342.000,-- wurde auch im 1. NTVA2024 

budgetiert (gleich hoch wie die Höhe im RA 2023). 

Aufgrund der Entwicklung des Zinsniveaus ist demnach die jährliche Leasingmiete, die auf 

Basis des 6-Monats-EURIBORs wertgesichert ist, vom Jahr 2022 auf die Jahre 2023 bzw. 

2024 um rd. € 120.000,-- p.a. angestiegen. 
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4.7. Energiekosten 

 

Ausgelöst durch die Ukrainekrise haben sich die Stromkosten der Stadtgemeinde wie folgt 

entwickelt: 

 

RA / NTVA Finanzierungsrechnung 

RA2020 279.000 

RA2021 271.000 

RA2022 408.000 

RA2023 738.000 

1. NTVA 2024 424.000 
 

An den Stromkosten hat die Straßenbeleuchtung den größten Anteil (laut 1. NTVA2024 

€ 111.700,--). 

 

Die angestiegenen Kosten für Gas schlagen sich nicht wesentlich auf die 

Gesamtbudgetentwicklung nieder: 

 

RA / NTVA Finanzierungsrechnung 

RA2020 13.400 

RA2021 14.200 

RA2022 18.500 

RA2023 13.400 

1. NTVA 2024 24.700 
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4.8. Personalkosten 

 

Im Zeitraum 2020-2024 entwickelten sich die Auszahlungen für Personal wie folgt: 

 

RA / NTVA PERSONALKOSTEN p.a. 

RA 2020 5.609.479,41 

RA 2021 5.761.200,89 

RA 2022 5.886.029,40 

RA 2023 6.618.499,94 

1. NTVA 2024 7.636.200,00 

 

 

Die Entwicklung zeigt einen Anstieg im Beobachtungszeitraum von rd. € 2.026.000,-- p.a.. 

 

Die Entwicklung nach Gruppen: 

 

RA / NTVA 

Summe 
Gruppe 0 

 
(Gemeindeorgane, 
Hauptverwaltung) 

Summe 
Gruppe 2 

 
(Volksschule, 
Kindergärten, 

Kleinkindbetreuung, 
Volkshochschule, 

Stadtbücherei) 

Summe 
Gruppe 3 

 
(Musikschule) 

Summe 
Gruppe 5 

 
(Sonstige 

Einrichtungen 
und 

Maßnahmen) 

Summe 
Gruppe 8 

 
(Wirtschaftshof, 

Wasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung, 

Müllbeseitigung, 
Bestattungsunternehmen) 

Summe 
GESAMT 

RA 2020 1.195.872,35 1.780.960,46 609.468,09 6.633,15 2.016.545,36 5.609.479,41 

RA 2021 1.286.745,47 1.999.845,11 630.857,44 27.513,65 1.816.239,22 5.761.200,89 

RA 2022 1.320.982,96 2.075.484,47 626.449,06 50.693,93 1.812.418,98 5.886.029,40 

RA 2023 1.526.776,95 2.316.355,65 670.916,67 118.384,54 1.986.066,13 6.618.499,94 

1. NTVA 2024 1.797.100,00 2.824.300,00 749.800,00 0,00 2.265.000,00 7.636.200,00 

 

 

4.9. Freiwillige Leistungen 

 

Im Hinblick auf den in allen Bereichen geforderten sparsamen und wirtschaftlichen 

Umgang mit Gemeindemitteln wurden auch die freiwilligen Leistungen einer 

Betrachtung unterzogen. Anhand der Rechnungsabschlüsse 2022 und 2023 sowie 

des 1. Nachtragsvoranschlages 2024 werden nachstehend einige dieser 

Auszahlungen aufgezählt. Nicht berücksichtigt werden Förderungen an die Freiwilligen 

Feuerwehren und soziale Einrichtungen:  
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HHSt. Bezeichnung RA 2022 RA 2023 1. NTVA 2024 

019-723 Repräsentationen 12.532,28 13.530,54 15.000,00 

024-723 Amtspauschalien 3.360,00 3.747,00 17.600,00 

061-757 Subvention Vereine 70.145,22 73.332,87 84.500,00 

062-413 Ehrungen u. Jubiläen 15.771,55 23.634,85 16.000,00 

094-729 Betriebsausflug 5.000,00 5.000,00 5.000,00 

099-729 Personalausgaben 22.383,94 30.290,60 30.000,00 

099-768 Transfer priv. Haushalte 3.805,06 3.607,80 100,00 

180-726 Zivilschutz 1.894,83 1.916,46 2.000,00 

180-723 Rekruten 1.514,00 1.452,80 2.000,00 

322-757 Musikpflege Förderung 3.000,00 0,00 3.000,00 

324-757 darst. Kunst Förderung 1.000,00 1.000,00 500,00 

363-729 Ortsbildpflege 0,00 2.483,34 2.500,00 

369-div Stadtfeste Saldo 81.426,52 137.149,59 89.600,00 

381-728 kult. Veranstaltung 20.699,47 14.199,01 35.000,00 

390-757 Kultus Subvention 2.038,50 2.000,00 1.500,00 

429-768 Bedürftige Zuwendungen 6.644,22 10.391,41 20.000,00 

439-413 Säuglingsgeschenke 5.802,72 6.216,00 7.000,00 

439-7281 Ferienaktion 10.089,00 7.973,64 10.600,00 

439-757 Subventionen 4.500,00 5.000,00 3.500,00 

439-7571 Jugendarbeit 19.297,00 38.499,96 38.500,00 

439-768 Tagesmütter Unterst. 6.030,00 5.310,00 5.000,00 

510-778 Förderung Arztpraxis 0,00 50.000,00 50.000,00 

  
Summe 296.934,31 436.735,87 438.900,00 

Summe pro Einwohner 32,38 47,63 47,86 

 

 

Unter der Haushaltsstelle 510-778 wurde am 27. März 2023 eine Förderung in Höhe 

von € 50.000,- für die Ansiedelung einer niedergelassenen Ärztin gewährt (Beleg Nr. 

rw 10860). Diese Förderung wurde gemeinsam mit einer Förderrichtlinie zur 

Förderung von Ärztinnen und Ärzten der Allgemeinmedizin mit Kassenvertrag in der 

Gemeinderatssitzung vom 28. September 2022 beschlossen. Für das Jahr 2024 

wurde ebenfalls ein Betrag vorgesehen, es ist aber davon auszugehen, dass diese 

Förderung zukünftig nur vereinzelt anfallen wird. 

 

Im Anbetracht der aktuellen finanziellen Lage der Gemeinde, vor allem der negativen 

Finanzspitze, erscheint die Höhe der Fördersumme pro Einwohner im Jahr 2024 

überdurchschnittlich hoch. 
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Bei den freiwilligen Leistungen ist in den kommenden Jahren 

darauf zu achten, dass deren Gesamthöhe im Einklang mit den 

finanziellen Möglichkeiten der Stadtgemeinde steht.  

Sämtliche Ermessensausgaben sind laufend auf ihre 

Zweckmäßigkeit und soziale sowie wirtschaftliche 

Treffsicherheit zu prüfen.  

 

4.10. Mittelfristiger Finanzplan 2024-2028 

 

Der mittelfristige Finanzplan (MFP) wurde auf Basis der nachfolgenden Annahmen bzw. 

Parameter von der Gemeindeverwaltung erstellt: 

 

Die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben steigen nur moderat, im 

Gegenzug entwickeln sich im Vergleich dazu die zu leistenden Umlagezahlungen 

(NÖKAS, Sozialhilfeumlage, Jugendwohlfahrtsumlage) dynamischer. Das dargestellte 

Niveau bei den Kreditzinsen als auch den Energiekosten bleibt hoch. Die Personalkosten 

steigen stetig. Der Schuldendienst für das Darlehen betreffend Kindergarten Ferdinand 

Freiligrath-G. 29 (siehe Berichtspunkt 4.4.) tritt ab dem Planjahr 2025 ein und auch die 

Verbandsbeiträge an den Gemeindeabwasserverband Deutsch-Wagram steigen aufgrund 

der dortigen Kreditfinanzierung der Kläranlagenerweiterung mittelfristig an. 

 

Unter diesen angenommenen Einflussfaktoren verschlechtert sich die Liquidität der 

Stadtgemeinde im MFP in allen Planjahren 2025-2028 erheblich, da der Saldo 5 

(Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung) nicht nur im Voranschlagsjahr 

2024, sondern auch in allen Planjahren 2025-2028 deutlich negativ ist: 

 

Voranschlagsjahr 2024:  € -    965.200,-- 

Planjahr 2025:   € - 1.610.700,--     

Planjahr 2026:   € -    874.000,--     

Planjahr 2027:  € - 1.244.900,--  

Planjahr 2028:   € - 1.183.200,-- 

 

Diese jährlich sich ergebenden Liquiditätslücken sind jedoch nicht auf etwaig fehlende 

Bedeckungen von Investitionen bei Einzelprojekten zurückzuführen (siehe Nachweis der 
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Investitionstätigkeit), sondern verschlechtert sich die finanzielle Lage derart, dass die 

Liquidität nicht mehr ausreicht um die „laufende Gebarung“ der Stadtgemeinde zu 

finanzieren. 

 

Wertet man auf Basis des MFP für alle Planjahre das jährliche Haushaltspotential, dass de 

facto die „laufende Gebarung“ abbildet, aus, zeigen sich folgende negative Werte, die eine 

Überbelastung ausdrücken: 

 

Planjahr 2025: € - 853.700,--     

Planjahr 2026: € - 911.900,--     

Planjahr 2027: € - 860.900,-- 

Planjahr 2028: € - 801.200,-- 

 

Setzt man diese Werte in Relation zum kumulierten Haushaltspotential laut 1. 

Nachtragsvoranschlag 2024 (siehe Berichtspunkt 4.1.3.) zeigt sich, dass bei Eintritt der 

dargestellten künftigen Entwicklungen die aufgebauten und Ende 2024 noch vorhandenen 

Reserven für 1-2 Jahre zur Lückenschließung ausreichen könnten. Danach wären jedoch 

die Eigenmittel der Stadtgemeinde aufgebraucht. 

 

Mit dem zwischenzeitlich vom Gemeinderat beschlossenen 1. NTVA2024 verschlechtert 

sich der Saldo 5 für das Voranschlagsjahr 2024 auf € - 3.246.300,-- und schreitet der 

vollständige Abbau der Ende 2023 vorhandenen liquiden Mittel (exklusive 

Zahlungsmittelreserven, die den finanzwirksamen Rücklagen zugeordnet sind) deutlich 

schneller voran als noch im Voranschlag 2024 dargestellt. 

Dies ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass sich das jährliche Haushaltspotential 

im Vergleich zum VA2024 von € + 3.600,-- im 1. NTVA2024 auf € - 842.800,-- 

verschlechtert. 

 

Gesamt betrachtet sind zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Voranschlages 2024 

samt Mittelfristigen Finanzplan 2024-2028 die Voraussetzungen des § 72b NÖ GO 1973 

im Hinblick auf die Notwendigkeit der Erstellung eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes 

vorgelegen. 
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Gemäß § 72b Abs. 1 NÖ GO 1973 hat die Gemeinde zur 

Sicherstellung der ordnungsgemäßen Besorgung ihrer 

Aufgaben ein Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, 

wenn 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Finanzplanung 

(§ 72a) die allgemeine Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und 

die gemäß § 79 gesetzlich maximal ausnutzbare 

Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die fristgerechte 

Auszahlung von Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde 

sicherzustellen oder 

2. wenn das Haushaltspotential innerhalb des Zeitraumes des 

mittelfristigen Finanzplanes laufend negativ ist. 

 

Gemäß § 72b Abs. 2 leg.cit. hat die Gemeinde Im 

Haushaltskonsolidierungskonzept, das den Zeitraum der 

mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen hat, die Maßnahmen 

zur Verbesserung des Haushaltspotentials festzulegen. Das 

Haushaltskonsolidierungskonzept ist zumindest jährlich der 

Entwicklung anzupassen. 

 

Gemäß § 72b Abs. 3 leg.cit. ist das 

Haushaltskonsolidierungskonzept vom Gemeinderat zu 

beschließen, bei der Erstellung des nächstfolgenden 

Voranschlages zu berücksichtigen und der Aufsichtsbehörde 

spätestens mit diesem Voranschlag vorzulegen. 

 

Auf Basis des künftigen Voranschlages 2025 und mittelfristigen 

Finanzplans 2025-2029 hat seitens der Gemeindeverwaltung 

eine Neubewertung dahingehend zu erfolgen, ob die negativen 

Entwicklungen anhalten und die Voraussetzungen zur 

Erstellung eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes weiterhin 

gegeben sind oder nicht. Dementsprechend ist sodann 

vorzugehen. 
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Mittelfristig beabsichtigt die Stadtgemeinde ein weiteres Kindergartenprojekt, dass im MFP 

noch nicht dargestellt war und erstmals im Zuge der Nachtragsvoranschlagserstellung 

2024 aufscheint, zu realisieren: 

 

Aus dem Nachweis der Investitionstätigkeit zum 1. Nachtragsvoranschlag 2024 ergibt sich, 

dass die Stadtgemeinde im Planjahr 2025 die Realisierung des Kindergartenprojekts 

Jakob Reumann-Gasse 3+5 mit Kosten in Höhe von € 2.300.000,-- plant, dass mit 

€ 2.275.000,-- überwiegend kreditfinanziert werden soll. Dies wird zu einem weiteren 

Anstieg der Verschuldung führen, wobei aber davon auszugehen ist, dass den 

ausgelösten Darlehensannuitäten aller Wahrscheinlichkeit nach Annuitätenzuschüsse aus 

dem NÖ Schul- und Kindergartenfonds gegenübergestellt werden können. 

 

Die aufgrund des Vorliegens einer negativen Finanzspitze von 

der Aufsichtsbehörde bei der Realisierung eines derartigen 

Projektes zu berücksichtigenden Vorgaben werden unter 

Berichtspunkt 4.13. ausgeführt. 
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4.11. Vermögen der Gemeinde per 31.12.2023 

 

Gemäß Vermögenshaushalt (Anlage 1c) des Rechnungsabschlusses 2023 stellt sich das 

Vermögen der Gemeinde per 31.12.2023 zusammengefasst wie folgt dar: 

 

  AKTIVA     PASSIVA   

A  Langfristiges Vermögen 68.511.094,32 C. Nettovermögen (Ausgleichsposten) 49.854.749,18 

A.I  Immaterielle Vermögenswerte 271.513,56 C.I Saldo der Eröffnungsbilanz 34.929.408,61 

A.II  Sachanlagen 67.907.942,69 C.II Kumuliertes Nettoergebnis -100.577,21 

A.III  
Aktive Finanzinstrumente/ 
Langfristiges Finanzvermögen 

6.176,00 C.III Haushaltsrücklagen * 15.025.917,78 

A.IV Beteiligungen 131,00 C.IV Neubewertungsrücklagen 0,00 

A.V Langfristige Forderungen 325.331,07 C.V Fremdwährungsumrechnungsrücklagen 0,00 

B Kurzfristiges Vermögen 7.559.149,31 D 
Sonderposten Investitionszuschüsse 
(Kapitaltransfers) 

9.869.435,05 

B.I Kurzfristige Forderungen 2.503.478,61 E Langfristige Fremdmittel 14.508.812,88 

B.II Vorräte 0,00 E.I Langfristige Finanzschulden 12.562.539,94 

B.III  Liquide Mittel 4.957.337,64 E.II Langfristige Verbindlichkeiten 329.041,68 

B.IV 
Aktive Finanzinstrumente/ 
Kurzfristiges Finanzvermögen 

0,00 E.III Langfristige Rückstellungen 1.617.231,26 

B.V Aktive Rechnungsabgrenzung 98.333,06 F Kurzfristige Fremdmittel 1.837.246,52 

  
 

  F.I Kurzfristige Finanzschulden netto 0,00 

  
 

  F.II Kurzfristige Verbindlichkeiten 1.837.246,52 

  
 

  F.III Kurzfristige Rückstellungen 0,00 

      F.IV Passive Rechnungsabgrenzung 0,00 

  SUMME AKTIVA 76.070.243,63   SUMME PASSIVA 76.070.243,63 

      
    

* davon finanzwirksame Rücklagen 1.442.327,37 

    
* davon Haushaltspotential-Rücklage 2.115.135,34 

    
* davon Eröffnungsbilanzrücklage 11.468.455,07 

      

 

Die Sachanlagen (siehe Aufstellung Punkt A.II) setzen sich wie folgt zusammen: 

 
      
 

A.II 1: Grundstücke  
  

37.781.498,84 
 

 
A.II 2: Gebäude und Bauten  

  
17.234.286,12 

 

 
A.II 3: Wasser- und Abwasserbauten  

  
9.028.144,04 

 

 
A.II 4: Sonderanlagen  

  
1.394.649,32 

 

 
A.II 5: Technische Anlagen, Fahrzeuge und Maschinen  

 
1.214.344,16 

 

 
A.II 6: Amts-, Betriebs- und Geschäftsausstattung  

 
645.839,14 

 

 
A.II 7: Kulturgüter  

  
14.809,33 

 

 
A.II 8: Geleistete Anzahlungen für Anlagen und Anlagen in Bau 594.371,74 

 

 
A.II Sachanlagen 

  
67.907.942,69 

  

 

4.12. Finanzwirksame Rücklagen 

 

Die finanzwirksamen Rücklagen (d.h. Rücklagen, die mit entsprechenden 

Zahlungsmittelreserven hinterlegt sind) entwickelten sich wie folgt: 
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RA / NTVA finanzwirksame Rücklagen 

RA 2020 2.001.007,83 

RA 2021 1.948.694,47 

RA 2022 1.642.438,42 

RA 2023 1.442.327,37 

1. NTVA 2024 1.476.300,00 

 

Bei diesen Rücklagen handelt es sich überwiegend um zweckgebundene Rücklagen. 

Die größten Positionen bei den Rücklagenzwecken betreffen Pensionen (rd. € 1.061.600,-- 

Ende 2023) und Grunderwerb (rd. € 222.500,-- Ende 2023). 

 

Der Stand der zum Zeitpunkt der Gebarungseinschau vorhandenen 

Zahlungsmittelreserven zu den finanzwirksamen Rücklagen wird unter dem Berichtspunkt 

2.3. angeführt. 

 

4.13. Finanzielle Lage – Resümee 

 

Die aktuelle finanzielle Lage der Stadtgemeinde Deutsch-Wagram muss in Anbetracht der 

derzeit vorherrschenden schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (hohe 

Inflation, hohe Energiekosten, steigende Umlagen, steigende Personalkosten, gestiegene 

Kreditzinsen) auf Basis der anhand des 1. Nachtragsvoranschlages 2024 ermittelten 

Finanzspitze (d.h. auf die Kreditfähigkeit bezogen) wie bei vielen anderen Gemeinden als 

angespannt eingestuft werden. 

 

Trotz aktuell negativer Finanzspitze verfügt die Stadtgemeinde aufgrund des in Vorjahren 

angesammelten kumulierten Haushaltspotentials aktuell noch über hohe Eigenmittel. Mit 

dieser finanziellen Reserve hat die Stadtgemeinde eine günstige Ausgangslage 

geschaffen die schwierige konjunkturelle Lage aller Wahrscheinlichkeit nach zumindest für 

eine gewisse Zeit budgetär aus eigener Kraft abfangen zu können. 

 

Mittelfristig zeichnet sich auf Basis der angenommenen Entwicklungen jedoch ab, dass die 

Ausgewogenheit des Gemeindehaushalts und die Liquidität unter den aktuellen 

Umständen bzw. Rahmenbedingungen – wie bei vielen anderen Gemeinden - nicht auf 

Dauer aufrechterhalten werden kann. 
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Das vorhandene kumulierte Haushaltspotential sollte im 

Hinblick auf die im Mittelfristigen Finanzplan dargestellten 

budgetären Entwicklungen, die überwiegend außerhalb des 

Einflussbereichs der Stadtgemeinde liegen, daher primär für die 

Überbrückung der sich für die nächsten Jahre abzeichnenden 

jährlichen Liquiditätslücken reserviert bleiben und nur zur 

unbedingt notwendigen Eigenfinanzierung von Investitionen im 

Bereich der kritischen Infrastruktur bzw. im Pflichtbereich der 

Gebietskörperschaft eingeplant werden. 

 

Oberste Priorität muss die Sicherstellung der Liquidität für die 

Aufrechterhaltung der kritischen Infrastruktur (z.B. 

Kindergarten, Volksschule, Wasserversorgung,  

Abwasserbeseitigung etc.) haben.  

Investitionsmaßnahmen, welche sich derzeit in Planung 

befinden und nicht unbedingt zur Aufrechterhaltung der o.a. 

Infrastruktur benötigt werden, sind auf ihre Notwendigkeit zu 

prüfen und sollten auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 

werden. 

 

Bei der notwendigen Verwirklichung von im Pflichtbereich 

liegender Infrastrukturprojekten (wie z.B. im Kindergarten- oder 

Pflichtschulbereich) wären die Investitionskosten wiederum 

stets auf das letztendlich unbedingt Erforderliche zu 

beschränken und nach Möglichkeit auf das von Fördergebern 

(wie dem NÖ Schul- und Kindergartenfonds) anerkannte 

Kostenausmaß abzustimmen. Bei etwaigen Mehrkosten im 

Vergleich zu den anerkannten Kosten muss eine entsprechende 

Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahmen gegeben sein und hat bei 

einer Darlehensfinanzierung derartiger Mehrkosten der 

Gemeinderat (aufgrund einer negativen Finanzspitze) jedenfalls 

festzulegen durch welche operative Mehreinzahlungen bzw. 

operative Minderauszahlungen der ausgelöste Schuldendienst 

aufgebracht und damit kompensiert werden kann. 
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Im Hinblick auf die aktuell ermittelte negative Finanzspitze wird 

grundsätzlich auf Folgendes hingewiesen: 

 

Es ist in der aktuellen Situation unbedingt auf eine 

wirtschaftliche und sparsame Haushaltsführung zu achten. Dies 

setzt eine konsequente Einhaltung des Voranschlages 

(Haushaltsdisziplin) voraus, sodass außer- und überplanmäßige 

Mittelverwendungen vermieden werden. 

 

Bei der Planung von Projekten ist streng darauf zu achten, dass 

neben der Bewältigung des Finanzierungsaufwands auch die 

Leistbarkeit etwaiger Folgekosten durch hinzukommenden Betriebs-,  

Instandhaltungs- und Personalaufwand sichergestellt ist. 

 

Sämtliche Einnahmemöglichkeiten aus Steuern, Abgaben und Gebühren 

sind gemäß den gesetzlichen Bestimmungen auszuschöpfen. Auf die 

Kostendeckung der „Betriebe mit markbestimmter Tätigkeit“ ist immer 

höchstes Augenmerk zu legen. 

Die kostendeckende Führung der Gebührenhaushalte ist eine 

Grundvoraussetzung dafür, dass eine Ausgewogenheit des 

Gemeindehaushalts aufrechterhalten werden kann. 

 

Künftige Vorhaben dürfen erst dann begonnen werden, wenn 

deren Finanzierung im Vorfeld gesichert ist sowie alle etwaig 

erforderlichen aufsichtsbehördlichen Genehmigungen nach § 90 

NÖ GO 1973 vorliegen (vgl. § 72a Abs. 9 leg.cit). 

Aufgrund der aktuell negativen Finanzspitze sind die 

Voraussetzungen für die aufsichtsbehördliche Genehmigung 

von Rechtsgeschäften (z.B. Darlehen), die aus allgemeinen  

Deckungsmitteln getragen werden müssen, momentan nicht 

gegeben. 
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Im Hinblick auf allfällig künftige Rechtsgeschäfte, die eine 

regelmäßige Leistungspflicht nach sich ziehen, ist unbedingt zu 

berücksichtigen, dass der Haushalt der Stadtgemeinde auf 

Basis des 1. Nachtragsvoranschlages 2024 nicht mit 

zusätzlichen laufenden Aufwendungen belastbar ist. 

Betreffend allfällige genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte 

im Sinne des § 90 Abs. 1 Z. 2 u. 3 NÖ GO 1973 (wie 

Darlehensaufnahmen, Leasingfinanzierungen, Bürgschafts- und 

Haftungsübernahmen), die nicht als genehmigungsfrei gemäß 

§ 90 Abs. 4 leg.cit. eingestuft werden können und die 

Genehmigungswertgrenzen gemäß § 90 Abs. 2 leg.cit. 

überschreiten, ist es daher notwendig, dass ausgelöste 

Finanzierungsfolgekosten (wie Darlehensannuitäten und 

Leasingraten) durch entsprechende Erträge (z.B. Gebühren) 

oder wegfallende Aufwendungen (wie z.B. Personalkosten, 

Reduktion Stromkosten etc.) refinanziert werden können. 

Bei der Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit von 

Maßnahmen ist gemäß § 90 Abs. 6 leg.cit. zu berücksichtigen, 

- ob diese für die Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung 

unabdingbar sind oder 

- ob die Maßnahme für die Erfüllung überörtlicher Interessen 

erforderlich ist oder 

- ob die Maßnahme im Interesse eines überregionalen 

Investitionsprogrammes des Landes oder des Bundes (z. B. des 

KIG 2020) gelegen ist 

und die Gemeinde die zur Gewährleistung des 

hinzukommenden Schuldendienstes allenfalls erforderlichen 

Haushaltsmaßnahmen setzt. 

 

Gemäß § 90 Abs. 4 leg.cit. bedürfen u.a. folgende Maßnahmen 

keiner Genehmigung: 

 

 Darlehen, welche vom Bund oder Land oder von einem 

vom Bund oder Land verwalteten Fonds gewährt werden 
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oder für deren Schuldendienst vom Bund oder vom Land 

oder von einem dieser Fonds ein Zinsenzuschuss 

geleistet wird.  

 Darlehen, die der Vorfinanzierung von zugesicherten 

Darlehen gemäß Abs. 4 Z 2 leg.cit. dienen. 

 Darlehen für Hochwasserschutzmaßnahmen für die vom 

Bund oder Land Investitionszuschüsse gewährt werden. 

 Darlehen und Haftungen für Projekte in den Bereichen 

Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie 

Abfallentsorgung, wenn der Gemeinderat gleichzeitig die 

Bedeckung des Schuldendienstes unter 

Berücksichtigung kostendeckender Gebühren beschließt. 

 Maßnahmen zur Finanzierung von Vorhaben, für die die 

Gemeinde Zweckzuschüsse des Bundes nach § 2 Abs. 2  

und § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes zur Unterstützung 

von kommunalen Investitionen 2023 

(Kommunalinvestitionsgesetz 2023 – KIG 2023), BGBl. Nr. 

185/2022, in Anspruch nimmt, bis zum jeweiligen 

Gesamthöchstbetrag nach § 2 Abs. 10 KIG 2023, BGBl. Nr. 

185/2022.  

 

Dieser Bericht ist dem Gemeinderat in einer Sitzung unter einem 

eigenen Tagesordnungspunkt vollinhaltlich zur Kenntnis zu 

bringen. Die auf Grund des Überprüfungsergebnisses 

getroffenen Maßnahmen sind der Aufsichtsbehörde gemäß 

§ 89 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 innerhalb von drei 

Monaten mitzuteilen. 

 
 
Ergeht an: 
1. Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf, Schönkirchner Straße 1, 2230 Gänserndorf 
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NÖ Landesregierung 

Im Auftrag 

Dr. M i e r n i c k i 
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